
Zum 1. Oktober 2022 beabsichtigt die Stadt Leipzig einen Trägerwechsel 
für die Maßnahme der „Offenen Kinder- und Jugendarbeit in Seller-
hausen“ gemäß § 11 Abs. 2 SGB VIII. Der Standort der Einrichtung 
befindet sich in der Püchauer Straße 4, 04318 Leipzig.

Die Ziele und Aufgaben einer erfolgreichen Umsetzung der Maß-
nahme sind dem „Fachstandard Offene Kinder- und Jugendarbeit“ 
und den Handlungsempfehlungen der „Integrierten Kinder- und 
Jugendhilfeplanung der Stadt Leipzig“ (Beschluss des Stadtrates Nr. 
VII-DS-01168-NF-01 vom 22.07.2021) sowie des Integrierten Stadtent-
wicklungskonzept „Leipzig 2030“ („INESK“) (Beschluss des Stadtrates 
Nr. VI-DS-04159-NF-01 vom 31.05.2018) zu entnehmen und in der 
Interessenbekundung auszuführen. 

Besonders zu berücksichtigen sind inhaltliche Untersetzungen zu den 
Themenfeldern: Lebenswelt- und Sozialraumorientierung, Partizipa-
tion, Vielfalt der Geschlechter und Förderung der Teilhabe von jungen 
Menschen mit und ohne Behinderung sowie Methodenvielfalt. Des 
Weiteren soll der Aspekt der Gemeinwesenorientierung besonders 
hervorgehoben werden, da in der Vergangenheit der Bedarf hierfür 
im Ortsteil Sellerhausen besonders deutlich wurde. 

Aufgrund der Rückgabe der Maßnahme durch den bisherigen Träger, 
wird für die Umsetzung der Maßnahme ein neuer Träger der freien 
Jugendhilfe gesucht. 

Für die Realisierung der Maßnahme wird der Einsatz von Fachkräf-
ten (gemäß § 72 SGB VIII und Vorgabe im „Fachstandard für Offene 
Kinder- und Jugendarbeit der Stadt Leipzig“) vorausgesetzt. Es sollte 
eine Öffnungszeit des Offenen Bereichs von mindestens 24 Stunden pro 
Woche an mindestens vier Tagen realisiert werden. Die Öffnungszeit 
eines Offenen Freizeittreffs ist grundsätzlich am Bedarf der Zielgruppe 
ausgerichtet und wird von mindestens zwei Fachkräften sichergestellt.
Es steht ein Objekt mit folgenden Räumen zur Verfügung: Kreativ- 
und Keramikwerkstatt (54 m²), Aufenthaltsraum (36 m²), Sportraum 
(36 m²), Musikraum (18 m²), Thekenbereich (72 m²), Küche (18 m²), 
Saal (144 m²), Materiallager (9 m²), Werkstatt (18 m²), Büro (18 m²), 
Toiletten (22 m²). Das Objekt verfügt über einen Außenbereich, der 
ebenfalls zur Angebotsgestaltung genutzt werden kann. 

Für die Umsetzung in den Monaten Oktober bis Dezember 2022 
stehen maximal 120.000,00 Euro für 3 VzÄ zur Verfügung.Die Miet- 
und Betriebskosten in Höhe von etwa 30.000,00 Euro pro Jahr (bzw. 
anteilig 7.500,00 Euro für drei Monate im Jahr 2022) sind Bestandteil 
der Förderung. Gemäß Punkt 4.3.1 der u.g. Fachförderrichtlinie hat 

der Zuwendungsempfänger i. d. R. mindestens 5 % der zuwendungs-
fähigen Gesamtausgaben als Eigenanteil zu erbringen. Grundsätzlich 
ist der Einsatz aller eigenen Mittel vorrangig gegenüber dem Einsatz 
der Zuwendung.

Maßnahmelaufzeit: ab 1.10.2022 bis 31.12.2022. 

Für die kommenden Haushaltsjahre 2023/2024 ist eine separate An-
tragsstellung zum 1. August 2022 notwendig.

Grundlage der Förderung ist die Fachförderrichtlinie der Stadt Leipzig 
über die Förderung von Trägern der freien Jugendhilfe für Leistun-
gen der Jugendarbeit und allgemeinen Förderung der Erziehung in 
der Familie gemäß §§ 11 bis 14 und 16 SGB VIII (Leipziger Amtsblatt 
9/2019, S. 12 f.).

Der Träger bekundet sein Interesse mit dem Einreichen einer Inter-
essenbekundung. Hierfür sind bitte die regulären Antragsunterlagen 
für Maßnahmen der Kinder- und Jugendförderung vorzulegen. Die 
Formulare stehen hier zum Download bereit: 
https://www.leipzig.de/buergerservice-und-verwaltung/aemte-
rund-behoerdengaenge/behoerden-und-dienstleistungen/dienst-
stelle/kinder-und-jugendfoerderung-5131 bzw. sind diese über die 
Mailadresse jugendfoerderung@leipzig.de abzufordern. Zu verwenden 
sind die Anlage 1: Antrag Zuwendung incl. Anhänge und die Anlage 6: 
Raster Qualifizierter Antrag der oben genannten Fachförderrichtlinie.

Die Beschlussfassung erfolgt durch den Jugendhilfeausschuss nach 
Beratung der Findungskommission. 

Die Angebote sind bis zum 17.06.2022 zu richten an: 

	 Stadt Leipzig
	 Amt für Jugend und Familie 
	 Abteilung Jugendhilfe

Hausanschrift: Perlickstraße 6, 04103 Leipzig (zur Fristwahrung ist der 
Fristenbriefkasten am Neuen Rathaus zu nutzen)

Die Umschläge sind mit dem Hinweis „Unterlagen Interessenbe-
kundungsverfahren – Nicht öffnen“ zu versehen. Bitte senden Sie die 
Unterlagen ebenfalls per E-Mail an Herrn Sommer. 

Informationen zur Ausschreibung erteilt der Sachgebietsleiter Herr 
Sommer unter Tel. 0341 123-4751 und jan.sommer@leipzig.de ■

Interessenbekundungsverfahren  
für einen Träger der Offenen Kinder- und Jugendarbeit 

für den Ortsteil Sellerhausen

Die Stadt Leipzig beabsichtigt, gemäß § 7 Abs. 1 des Sächsischen Stra-
ßengesetzes (SächsStrG) vom 21. Januar 1993, in der aktuellen Fassung, 
die nachstehende Teilfläche des Eigentümerweges in eine Ortsstraße 
unbeschränkt umzustufen.

Bezeichnung, Verlauf, ungefähre Länge, Straßenklasse, 

OT Wiederitzsch
Georg-Herwegh-Straße (Teilfläche), Teilflächen des Flurstücks 37/29 
Gemarkung Großwiederitzsch, zwischen Flurstück 80/3 Gemarkung 
Großwiederitzsch bis Flurstück 37/6 Gemarkung Großwiederitzsch, 
ca. 90 m, Ortsstraße unbeschränkt.

Die beabsichtigte Umstufung erfolgt auf der Grundlage des § 7 Abs. 
1 SächsStrG.
Hiermit wird die Absicht der Umstufung gemäß § 7 Abs. 1 SächsStrG 
öffentlich bekannt gemacht, um Gelegenheit zu Einwendungen zu 
geben. Die Unterlagen liegen 3 Monate bei der Stadt Leipzig, Verkehrs- 
und Tiefbauamt, Prager Straße 118, Haus C, 5. Etage, Zi. 5.033 in 04317 
Leipzig zur Einsichtnahme aus. Einsichtnahmen in die Unterlagen 
während dieser Zeit sind derzeit nur nach vorheriger telefonischer 
Terminvereinbarung unter 0341-1 23 76 73 an der vorgenannten An-
schrift möglich. ■

Dezernat Stadtentwicklung und Bau 
Verkehrs- und Tiefbauamt 

Absicht zur Umstufung der Georg-Herwegh-Straße (Teilfläche)
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Verfahren der Ländlichen Neuordnung BZV Holzhausen – 
Bekanntmachung der Auslegung des Zusammenlegungsplanes  

und Ladung zur Anhörung 

Ländliche Neuordnung: BZV Holzhausen

Stadt: kreisfreie Stadt Leipzig

Verfahrenskennzahl: 130181

Die Teilnehmergemeinschaft BZV Holzhausen hat den Zusammen-
legungsplan erstellt. Darin sind die Ergebnisse des Verfahrens der 
Ländlichen Neuordnung BZV Holzhausen zusammengefasst.

Der Zusammenlegungsplan liegt zur Einsichtnahme für alle Betei-
ligten vom 07.06.2022 bis 20.06.2022 im Amt für Geoinformation und 
Bodenordnung, Abteilung Bodenordnung / Flurbereinigung und 
Wertermittlung, Burgplatz 1, 04109 Leipzig, Stadthaus, Zimmer 453 
zwischen 8:00 und 12:00 Uhr aus. Um telefonische Voranmeldung wird 
gebeten. Einsichtnahme ist zudem nach telefonischer Vereinbarung 
unter Tel.: 0341 1 23 50 61 Frau Püngel möglich.

Ladung
Die Vorsitzende der Teilnehmergemeinschaft BZV Holzhausen lädt die 
Grundeigentümer und Erbbauberechtigten im Verfahrensgebiet sowie 
die Nebenbeteiligten am Verfahren der Ländlichen Neuordnung (§ 10 
Nr. 2 Flurbereinigungsgesetz [FlurbG]) einschließlich der Inhaber von 
Rechten und Lasten an diesen Grundstücken oder ihre gesetzlichen 
Vertreter und Bevollmächtigten hiermit zu einem Anhörungstermin 
zur Bekanntgabe des Zusammenlegungsplanes gemäß § 59 FlurbG
ein. Dieser findet am Dienstag, den 21.  Juni 202 um 14:00 Uhr im 
Stadthaus Zi. 456 (4. Etage, Eingang über Burgplatz), Burgplatz 1, 
04109 Leipzig statt.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen den Zusammenlegungsplan kann innerhalb von zwei Wo-
chen nach dem Anhörungstermin unter Angabe des Aktenzeichens 
62.21-130181 Widerspruch erhoben werden (§ 100 FlurbG i. V. m. § 59 
FlurbG i. V. m. § 10 AGFlurbG). Der Widerspruch ist schriftlich oder 
zur Niederschrift einzulegen bei der

Teilnehmergemeinschaft BZV Holzhausen
bei der kreisfreien Stadt Leipzig
Amt für Geoinformation und Bodenordnung

Hausanschrift Postanschrift

Stadt Leipzig
Amt für Geoinformation und Bo-
denordnung
Teilnehmergemeinschaft BZV 
Holzhausen
Stadthaus, Zi. Nr. 453
Burgplatz 1
04109 Leipzig

Stadt Leipzig
Amt für Geoinformation und Bo-
denordnung
Teilnehmergemeinschaft BZV 
Holzhausen
04092 Leipzig

Der Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemäß § 3 a Abs. 2 
Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) eingelegt werden. Hierfür 
stehen folgende Möglichkeiten zur Verfügung:

1.	 Der Widerspruch kann über das besondere elektronische Behör-
denpostfach (beBPo) Stadt Leipzig - Allgemeiner Posteingang mit 
qualifizierter elektronischer Signatur gemäß §  3 a Abs. 2 S. 2, 3 
VwVfG erhoben werden.

2.	 Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch 
De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
gemäß § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Es wird gebeten den Widerspruch zu begründen. ■

Leipzig, den 11.05.2022

gez. L. Püngel
Die Vorsitzende der Teilnehmergemeinschaft

BZV Holzhausen

Gemäß § 7 (2) des Sächsischen Straßengesetzes (SächsStrG) vom 21. 
Januar 1993, in der aktuellen Fassung, werden die nachstehenden Teil-
flächen der Ortsstraße unbeschränkt in einen beschränkt öffentlichen 
Weg (Fußgänger- und Fahrradverkehr, beschränkter Kfz-Verkehr 
(Lieferverkehr frei)) umgestuft.

Bezeichnung, Verlauf, ungefähre Länge, Straßenklasse 

OT Altlindenau
Lindenauer Markt (Teilfläche), Teilfläche des Flurstücks 1255/1 der 
Gemarkung Lindenau, auf einer Länge von 255 m zwischen Kuhturm-
straße und Demmeringstraße sowie Lindenauer Markt, Teilfläche des 
Flurstücks 1255/1 Gemarkung Lindenau auf einer Länge von 20 m 
zwischen Kuhturmstraße bis Kreuzung Dreilindenstraße / Götzstraße. 
Die Umstufung erfolgt auf der Grundlage des § 7 (2) SächsStrG.
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekannt-
gabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Sitzan-
schrift in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6 (Besucheranschrift, 

Verkehrs- und Tiefbauamt, Straßenverkehrsbehörde, Prager Straße 
118-136, Technisches Rathaus, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt 
werden. Der Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemäß 
§ 3a Abs. 2 Verwaltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. Hierfür 
stehen folgende Möglichkeiten zur Verfügung:
1. 	Der Widerspruch kann unter info@leipzig.de durch E-Mail oder 

über das besondere Behördenpostfach Stadt Leipzig – Allgemeiner 
Posteingang jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur gemäß 
§ 3a Abs. 2 S. 2, 3 VwVfG erhoben werden.

2. 	Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch 
De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
gemäß § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Die Verfügung mit Begründung sowie ein Planauszug liegen zur Ein-
sichtnahme offen. Eine Einsichtnahme ist nach vorheriger telefonischer 
Terminvereinbarung unter 0341-1 23 76 73 möglich. ■

Dezernat Stadtentwicklung und Bau 
Verkehrs- und Tiefbauamt 

Umstufung Teilabschnitt Lindenauer Markt
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Hinweis: Aufgrund der aktuellen Corona-Situation steht nur eine 
begrenzte Zahl an Besucherplätzen in allen SBB-Sitzungen zur 
Verfügung. Unter Umständen kann es bei zu großer Nachfrage 
dazu kommen, dass Zuhörer draußen warten müssen, bis Plätze 
frei werden.

SBB West am 30.05.2022, 18:00 Uhr, Freizeittreff „Völkerfreund-
schaft“ (Großer Saal), Stuttgarter Allee 9, 04209 Leipzig
Weitere Informationen: www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-west
	- Beratungen zum Stadtbezirksbudget 
	- Bebauungsplan Nr. 459 „Energiestandort Lausen“
	- Flächennutzungsplan-Änderung für den Bereich „Energiestandort 

Lausen“
	- Änderung zum Baubeschluss Jugendhilfeeinrichtung Liliensteinstr. 

1, 1a Umbau
	- Planungsbeschluss Komplexmodernisierung und Erweiterung am 

Schulstandort Großmiltitzer Straße 4
	- Planungsbeschluss Neubau einer 4-zügigen Grundschule mit Sporthalle 

am Standort Karlsruher Straße
	- Konzept: Stärkung der lokalen Gremienarbeit in der Stadt Leipzig 

– Ziele und Maßnahmen zur Stärkung der Stadtbezirksbeiräte und 
Ortschaftsräte

	- Grundsatzbeschluss zur Einführung einer Digitalpauschale für die 
Gremienarbeit der Stadtbezirksbeiräte und Ortschaftsräte

	- Verbesserung der Verkehrssituation Ratzelstraße / Stuttgarter Allee
	- 20. Sachstandsbericht zur Umsetzung der Schulbaumaßnahmen

SBB Nordost am 01.06.2022, 17:30 Uhr, Kulturgut Schloss Schöne-
feld, Zeumerstraße 1, 04347 Leipzig
Weitere Informationen: www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-nordost
	- Beratungen zum Stadtbezirksbudget 
	- Bau- und Finanzierungsbeschluss des Städtischen Eigenbetriebs Be-

hindertenhilfe für den Neubau Gemeindezentrum Friedrichshafener 
Straße 141-145

	- Bau- und Finanzierungsbeschluss Gorkistraße zwischen Kohlweg und 
Ossietzkystraße

	- Grundsatzbeschluss zur Einführung einer Digitalpauschale für die 
Gremienarbeit der Stadtbezirksbeiräte und Ortschaftsräte

	- Konzept: Stärkung der lokalen Gremienarbeit in der Stadt Leipzig 
– Ziele und Maßnahmen zur Stärkung der Stadtbezirksbeiräte und 
Ortschaftsräte

	- 20. Sachstandsbericht zur Umsetzung der Schulbaumaßnahmen
Stadtbezirksbeirat Ost am 01.06.2022, 18:00 Uhr im BSZ 7, Neu-
städter Straße, 1 in 04315 Leipzig
Weitere Informationen: www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-ost
	- Anträge zum Stadtbezirksbudget
	- Verpflichtung eines neuen SBB-Mitgliedes
	- Grundsatzbeschluss zur Einführung einer Digitalpauschale für die 

Gremienarbeit der Stadtbezirksbeiräte und Ortschaftsräte
	- 1. Änderung zum Baubeschluss: Sanierung und Umgestaltung der 

Margaretenstraße zwischen Elsastraße und Reclamstraße 
	- Konzept: Stärkung der lokalen Gremienarbeit in der Stadt Leipzig 

– Ziele und Maßnahmen zur Stärkung der Stadtbezirksbeiräte und 
Ortschaftsräte 

	- 20. Sachstandsbericht zur Umsetzung der Schulbaumaßnahmen
SBB Nord am 02.06.2022, 17:30 Uhr, Kulturhof Gohlis, Kultursaal, 
Eisennacher Straße 72, 04155 Leipzig
Weitere Informationen: www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-nord
	- Beratungen zum Stadtbezirksbudget 
	- 1. Änderung zum Baubeschluss: Sanierung und Umgestaltung der 

Cöthner Straße und der Mottelerstraße im Abschnitt nördlich der 
Georg-Schumann-Straße

	- Konzept: Stärkung der lokalen Gremienarbeit in der Stadt Leipzig 
– Ziele und Maßnahmen zur Stärkung der Stadtbezirksbeiräte und 
Ortschaftsräte

	- Grundsatzbeschluss zur Einführung einer Digitalpauschale für die 
Gremienarbeit der Stadtbezirksbeiräte und Ortschaftsräte

	- 20. Sachstandsbericht zur Umsetzung der Schulbaumaßnahmen

Sitzungen der Stadtbezirksbeiräte
SBB Südost am 07.06.2022, 18:30 Uhr, Franz-Mehring-Schule, Aula, 
Gletschersteinstraße 9, 04299 Leipzig
Weitere Informationen: www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-suedost/
	- Stadtbezirksbudget
	- Grundsatzbeschluss zur Einführung einer Digitalpauschale für die Gre-

mienarbeit der Stadtbezirksbeiräte und Ortschaftsräte – 1. Satzung zur 
Änderung der Satzung über die Entschädigung von ehrenamtlich Tätigen 
(Entschädigungssatzung)

	- Konzept: Stärkung der lokalen Gremienarbeit in der Stadt Leipzig – Ziele 
und Maßnahmen zur Stärkung der Stadtbezirksbeiräte und Ortschaftsräte

	- Verbesserung der Fußwegsicherheit im Bereich Augustinerstraße
	- 20. Sachstandsbericht zur Umsetzung der Schulbaumaßnahmen

SBB Süd am 08.06.2022, 18:00 Uhr, Immanuel-Kant-Gymnasium, 
Scharnhorststr. 15, 04275 Leipzig sowie per Videokonferenz 
Link zur Sitzung und weitere Infos: www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-sued 
	- Gespräch mit Polizei Leipzig (Polizeidirektion, Polizeirevier Südost) 
	- 20. Sachstandsbericht zur Umsetzung der Schulbaumaßnahmen 
	- Grundsatzbeschluss zur Einführung einer Digitalpauschale für die Gre-

mienarbeit der Stadtbezirksbeiräte und Ortschaftsräte -  (Änderung 
Entschädigungssatzung) 

	- Konzept:  Stärkung der lokalen Gremienarbeit in der Stadt Leipzig - Ziele 
und Maßnahmen zur Stärkung der Stadtbezirksbeiräte und Ortschaftsräte 

	- Anträge zum Stadtbezirksbudget
SBB Alt-West am 08.06.2022, 17:30 Uhr, Rathaus Leutzsch, Georg-
Schwarz-Str. 140, 04179 Leipzig
Weitere Informationen: www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-alt-west
	- Gespräch mit Bürgermeisterin Frau Felthaus (Dezernat Jugend, Schule 

und Demokratie)
	- 20. Sachbericht zur Umsetzung der Schulbaumaßnahmen
	- Konzept: Stärkung der lokalen Gremienarbeit in der Stadt Leipzig
	- Grundsatzbeschluss zur Einführung einer Digitalpauschale für die Gre-

mienarbeit der Stadtbezirksbeiräte und Ortschaftsräte
	- Planungsbeschluss Sanierung Erich-Zeigner-Haus
	- Beratungen zum Stadtbezirksbudget

SBB Mitte am 09.06.2022, 18:00 Uhr, Stadtbüro, Burgplatz 1, 04109 
Leipzig sowie per Videokonferenz 
Link zur Sitzung und weitere Infos: www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-mitte
	- Beratungen zum Stadtbezirksbudget 
	- Baubeschluss: Umbau Gebäudeinneres und Modernisierung des Betrieb-

sobjektes des Eigenbetriebes Stadtreinigung Leipzig - Liebigstraße 28
	- Bau- und Finanzierungsbeschluss Gleisschleife Feuerbachstraße
	- Leipziger Freiheits- und Einheitsdenkmal: Standortvorschlag und Wett-

bewerbskonzeption
	- Planungsbeschluss Hohe Straße 19-21– Ersatzneubau Kindertagesein-

richtung und Hort mit Jugendhilfeeinrichtung (HzE) und Sporthallen
	- Schutz und Zukunft des „Großen Bürgermeisters“
	- Planungsauftakt Ersatzneubau Leibnizbrücke (II/29) im Zuge der Leibniz-

straße über den Elstermühlgraben
	- Hauptsatzung
	- 20. Sachstandsbericht zur Umsetzung der Schulbaumaßnahmen

Sitzung SBB Nordwest am 09.06.2022, 18.00 Uhr, Stadtteilzentrum 
„ANKER“, Renftstraße 1, 04159 Leipzig
Weitere Informationen: www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-nordwest/
	- Stadtbezirksbudget
	- Grundsatzbeschluss zur Einführung einer Digitalpauschale für die Gre-

mienarbeit der Stadtbezirksbeiräte und Ortschaftsräte – 1. Satzung zur 
Änderung der Satzung über die Entschädigung von ehrenamtlich Tätigen 
(Entschädigungssatzung)

	- Konzept: Stärkung der lokalen Gremienarbeit in der Stadt Leipzig – Ziele 
und Maßnahmen zur Stärkung der Stadtbezirksbeiräte und Ortschaftsräte

	- 20. Sachstandsbericht zur Umsetzung der Schulbaumaßnahmen
	- Hauptsatzung
	- Information über aktuelle Schülerzahlen, Kapazitäten und Anmeldungen 

an Horten im Schuljahr 2021/2022 ■

(Änderungen vorbehalten)
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Sitzung des Ortschaftsrates Lützschena-Stahmeln am 30.05.2022 
um 18 Uhr 
im Leipziger Hotel, Hallesche Straße 190, 04159 Leipzig
	- Beratung und Beschluss zur Beschlussvorlage - VII-DS-06578 Betreff: 

Bereitstellung des Grundstücks Hallesche Str. 116 für ein Konzeptver-
fahren zur Vergabe eines Erbbaurechtes;

	- Beratung und Beschluss zum Antrag Nr. VII-A-06608, betrifft die zu-
künftige Beteiligung der Stadtbezirksbeiräte und Ortschaftsräte an 
Bauordnungsverfahren mit erheblichen Auswirkungen auf die Stadt-
bezirke und Ortschaften, eingereicht vom Ortschaftsrat Lindenthal;

	- Beratung und Beschluss zum Antrag Nr. VII-A-06722-NF-01 zu Bei-
trägen der Ortschaften im Amtsblatt, eingereicht vom Ortschaftsrat 
Burghausen;  

	- Beratung und Beschluss zum Grundsatzbeschluss zur Einführung 
einer Digitalpauschale für die Gremienarbeit der Stadtbezirksbeiräte 
und Ortschaftsräte – 1. Satzung zur Änderung der Satzung über die 
Entschädigung von ehrenamtlich Tätigen (Entschädigungssatzung), 
eingereicht vom OBM;

	- Informationsvorlage Nr. VII-Info_06991, betrifft Konzept zur Stärkung 
der lokalen Gremienarbeit in der Stadt Leipzig- Ziele und Maßnahmen 
zur Stärkung der Stadtbezirksbeiräte und Ortschaftsräte, eingereicht 
vom OBM; 

Sitzung des Ortschaftsrates Engelsdorf am 07.06.2022 um 19 Uhr 
im Versammlungsraum des Ortschaftsrates Engelsdorf, Engels-
dorfer Straße 345, 04319 Leipzig
	- Zum Redaktionsschluss lag noch keine Tagesordnung vor.

Sitzung des Ortschaftsrates Seehausen am 07.06.2022 um 19 Uhr
Alte Schule Göbschelwitz, Göbschelwitzer Str. 73 04356 Leipzig
	- Ordnungsamt der Stadt Leipzig zu Ordnung, Sauberkeit, Parksitua-

tion etc.
	- Ersatzpflanzungen in den OT von Seehausen (ASG)
	- Bau- und Finanzierungsbeschluss Hohe Heide
	- Informationsvorlage-Nr.VII-Ifo-06991 Konzept: Stärkung der lokalen 

Gremienarbeit in der Stadt Leipzig – Ziele und Maßnahmen zur Stär-
kung der Stadtbezirksbeiräte und Ortschaftsräte

	- Beschlussvorlage-Nr. VII-DS-06137 Grundsatzbeschluss zur Einführung 
einer Digitalpauschale für die Gremienarbeit der Stadtbezirksbeiräte 
und Ortschaftsräte – 1. Satzung zur Änderung der Satzung über die 
Entschädigung von ehrenamtlich Tätigen (Entschädigungssatzung)

	- Neufassung Antrag-Nr. VII-A-06722-NF-01 Beiträge der Ortschaftsräte 
im Amtsblatt

Sitzung des Ortschaftsrates Lindenthal am 07.06.2022 um 19 Uhr 
im Ratssaal des Rathauses Lindenthal, Erich-Thiele-Straße 2, 
04159 Leipzig
	- Zum Redaktionsschluss lag noch keine Tagesordnung vor.

Sitzung des Ortschaftsrates Liebertwolkwitz am 09.06.2022 um 
18.30 Uhr im Zimmer 2 des Rathauses Liebertwolkwitz, Liebert-
wolkwitzer Markt 1, 04288 Leipzig
	- Information Straße „Am Eulengraben“, Herr Jana, Abt-Leiter VTA
	- Informationen Tongrube Herr Gonschoreck
	- Eröffnung Jugendspielbereich Zur Kuhweide
	- Information zur Kenntnis VII-Inf-06991 Konzept – Stärkung der loka-

len Gremienarbeit in der Stadt Leipzig – Ziele und  Maßnahmen zur 
Stärkung der Stadtbezirksbeiräte und Ortschaftsräte 

	- Vorberatung VII-DS-06137 Grundsatzbeschluss zur Einführung einer 
	- Digitalpauschale für die Gremienarbeit der Stadtbezirksbeiräte und 

Ortschaftsräte – 1. Satzung zur Änderung  der Satzung über die Ent-
schädigung von ehrenamtlich 

	- Tätigen  (Entschädigungssatzung)
	- TOP  10 Themenjahr 2023 „Leipzig - Die ganze Stadt als Bühne“

Sitzung des Ortschaftsrates Böhlitz-Ehrenberg am 09.06.2022 um 
18.30 Uhr im Salon Böhlitz der Großen Eiche, Leipziger Straße 81, 
04178 Leipzig
	- Zum Redaktionsschluss lag noch keine Tagesordnung vor.

Sitzung des Ortschaftsrates Holzhausen am 09.06.2022 um 19.30 Uhr 
in der Aula der Schule Holzhausen, Stötteritzer Landstraße 21, 
04288 Leipzig
	- Zum Redaktionsschluss lag noch keine Tagesordnung vor.

Sitzung des Ortschaftsrates Miltitz am 31.05.2022 um 18.30 Uhr 
im Heimatverein Miltitz, An der alten Post 1, 04205 Leipzig
	- Verwaltungsstandpunkt Beiträge der Ortschaftsräte VII-A-06722-

Sitzungen der Ortschaftsräte
VSP-01 Im Amtsblatt

	- Verwaltungsstandpunkt Nr. VII-A-06608-VSP-01 „Eine zukünftige 
frühzeitliche Beteiligung der Stadtbezirksbeiräte und Ortschafträte an 
Bauordnungsverfahren mit erheblicher Auswirkung auf Stadtbezirke 
und Ortschaften

	- Beschlussvorlage Nr.Vll-DS-06426 Betreff: Bedarfsplanung Kindertages-
betreuung der Stadt Leipzig für den Planungszeitraum Jan.-Dez 2022 
einschließlich Fortschreibung für die Jahre 2023 bis 2025

	- Beschlussvorlage Nr. VII-DS-06426 Betreff: Planungsbeschluss Komplex-
modernisierung und Erweiterung am Schulstandort Großmiltitzerstr.4 
04205 Leipzig

	- Beschlussvorlage Nr. VII-DS- 06137 Betreff: Grundsatzbeschluss zur 
Einführung einer Digitalpauschale für die Gremienarbeit der Stadtbe-
zirksräte und Ortschaftsräte – 1. Satzung zur Änderung der Satzung über 
die Entschädigung von ehrenamtlich Tätigen (Entschädigungssatzung)

	- Informationsvorlage Nr. VII-Ifo-06991 Betreff: Konzept Stärkung der 
lokalen Gremienarbeit in der Stadt Leipzig -Ziele und Maßnahmen 
zur Stärkung der Stadtbezirksräte und Ortschaftsräte

	- Neufassung Antrag Nr. Vii-A-06722-NF-01 Beiträge der Ortschaftsräte 
im Amtsblatt

Sitzung des Ortschaftsrates Wiederitzsch am 31.05.2022 um 19 Uhr 
im Rathaussaal des Rathauses Wiederitzsch, Delitzscher Land-
straße 55, 04158 Leipzig 
	- Beschlussvorlage – Nr. VII-DS-06137 Grundsatzbeschluss zur Einführung 

einer Digitalpauschale für die Gremienarbeit 
	- Themenjahr 2023. Markt der Möglichkeiten; Vorstellung der Aktivitäten 

durch Vertreter des Kunst-und Heimatvereins 
	- Antrag der Freiwilligen Feuerwehr Wiederitzsch Bezuschussung zum 

Feuerwehrball 2022 
	- Informationsvorlage – Nr. VII-Ifo-07106 20. Sachstandsbericht zur 

Umsetzung der Schulbaumaßnahmen 
Sitzung des Ortschaftsrates Burghausen am 31.05.2022 um 19 Uhr 
im Sitzungszimmer des ehemaligen Gemeindeamts Burghausen, 
Miltitzer Straße 1, 04178 Leipzig
	- Information und Besprechung mit dem Liegenschaftsamt (Frau Jüttner) 

über die Instandsetzung des ehemaligen Konsum „Am Dorfplatz 16“ 
in Burghausen.

	- Vergabe von Brauchtumsmitteln 
	- Besprechung und Abstimmung der Beschlussvorlage-Nr. VII-DS-06137 

– Grundsatzbeschluss zur Einführung einer Digitalpauschale für die 
Gremienarbeit der Stadtbezirksbeiräte und Ortschaftsräte – 1. Satzung 
zur Änderung der Satzung über die Entschädigung von ehrenamtlich 
Tätigen (Entschädigungssatzung) 

	- Beratung der Informationsvorlage-Nr. VII-Ifo-06991 – Konzept: Stärkung 
der lokalen Gremienarbeit in der Stadt Leipzig-Ziele und Maßnahmen 
zur Stärkung der Stadtbezirksbeiräte und Ortschaftsräte 

Sitzung des Ortschaftsrates Mölkau am 31.05.2022 um 19 Uhr 
im Ratssaal des ehem. Gemeindeamtes Mölkau, Engelsdorfer 
Straße 90, 04316 Leipzig
	- Verwaltungsstandpunkt-Nr. VII-HP-05363-VSP-01 – Bau einer Unterfüh-

rung der DB Bahntrasse für die Elbe-Rad-Route auf dem Engelsdorfer 
Weg parallel zur Zweinaundorfer Straße bis Baalsdorf

	- (OR 0061/ 21/22) – Vorberatung
	- Verwaltungsstandpunkt-Nr. VII-HP-05365-VSP-01 – Ausbau des „Schwar-

zen Weges“ entlang der Eisenbahntrasse/ an den Schwarzen Feldern 
(OR 0064/ 21/22) – Vorberatung

	- Beschlussvorlage-Nr. VII-DS-00871 – Stadtentwicklungsplan Wohnbau-
flächen (Grundlagen, Ziele, Strategien) – zur Information

	- Informationsvorlage-Nr. VII-Ifo-06991 – Konzept: Stärkung der lokalen 
Gremienarbeit in der Stadt Leipzig – Ziele und Maßnahmen zur Stärkung 
der Stadtbezirksbeiräte und Ortschaftsräte – Information zur Kenntnis

	- Beschlussvorlage-Nr. VII-DS-06137 – Grundsatzbeschluss zur Einführung 
einer Digitalpauschale für die Gremienarbeit der Stadtbezirksbeiräte 
und Ortschaftsräte – 1. Satzung zur Änderung der Satzung über die 
Entschädigung von ehrenamtlich Tätigen (Entschädigungssatzung) 
– Vorberatung

	- Anfragen der Ortschaftsräte
	- Rückfragen zu den „Antworten zu den Prioritäten des OR Mölkau 

bezüglich Wegebau und sonstiger wichtiger Anträge“
	- Antrag auf Änderung BM-Verwendung verschiedener Vereine ■

(Änderungen vorbehalten)
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Die Stadt Leipzig erlässt folgende Allgemeinverfügung zum Vollzug des 
gemeindlichen Vorkaufsrechts nach § 17 SächsDSchG:

1.	 Das gesetzliche Vorkaufsrecht der Stadt Leipzig nach § 17 SächsDSchG 
wird beim Verkauf von Wohnungseigentum nach dem Wohnungs-
eigentumsgesetz (WEG) nicht ausgeübt.

2.	 Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen 
Bekanntmachung in Kraft und gilt bis auf Widerruf.

Gründe
Nach § 17 Abs. 1 SächsDSchG stehen der Gemeinde – und bei überörtlicher 
Bedeutung des Kulturdenkmals auch vorrangig dem Freistaat Sachsen 
– beim Verkauf eines Grundstückes, auf dem sich ein unbewegliches 
Kulturdenkmal befindet, ein Vorkaufsrecht zu.
Das Vorkaufsrecht darf nur ausgeübt werden, wenn dadurch die Erhaltung 
des Kulturdenkmals ermöglicht werden soll. Der durch das Vorkaufs-
recht Verpflichtete (Verkäufer) hat der Gemeinde den Inhalt des mit dem 
Dritten (Käufer) abgeschlossenen Vertrages unverzüglich mitzuteilen. Bei 
Kulturdenkmalen mit überörtlicher Bedeutung leitet die Gemeinde die 
Mitteilung unverzüglich an die zuständige Behörde des Freistaates weiter. 
Das Vorkaufsrecht kann nach § 17 Abs. 4 Satz 1 SächsDSchG nur binnen 
zwei Monaten nach Mitteilung des Kaufvertrages seitens der Gemeinde 
bzw. dem Freistaat Sachsen ausgeübt werden.
Wünscht die Gemeinde bzw. der Freistaat Sachsen, das Vorkaufsrecht 
nicht auszuüben, wird gegenüber dem Verpflichteten ein Negativzeugnis 
ausgestellt. Angesichts dessen, dass bisher noch kein Vorkaufsrecht für 
einzelne Wohnungen durch die Stadt Leipzig ausgeübt wurde und dies 
wohl auch absehbar nicht der Fall sein wird, hat das Amt für Bauordnung 
und Denkmalpflege ein Generalnegativattest für diese Wohnungsverkäufe 
im Rahmen einer Allgemeinverfügung erwogen.
Dies führt einerseits zur Erleichterung der innerdienstlichen Abläufe, aber 
vor allem auch zur schnelleren Abwicklung der Verträge bei den Notaren.
Für den Fall der Änderung der Sach- und Rechtslage, behält sich die Stadt 
Leipzig den Widerruf der Allgemeinverfügung entsprechend § 36 Abs. 2 
Ziff. 3 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) vor.

Hinweise:
Diese Allgemeinverfügung wird gemäß § 1 Sächsisches Verwaltungsver-
fahrens- und Verwaltungszustellungsgesetz (SächsVwVfZG) i.V.m. § 41 

Abs. 3 VwVfG öffentlich bekannt gegeben, da eine Bekanntgabe an die 
Beteiligten aufgrund der Sachlage untunlich ist. Die öffentliche Bekannt-
gabe erfolgt gemäß §§ 1 SächsVwVfZG, 41 Abs. 4 VwVfG i.V.m. §§ 1 und 
2 der Satzung der Stadt Leipzig über die Form der öffentlichen Bekannt-
machung und der ortsüblichen Bekanntgabe (Bekanntmachungssatzung) 
vom 24.03.2021 erfolgt die öffentliche Bekanntmachung durch öffentliche 
Zugänglichmachung der elektronischen Ausgabe des Amtsblattes der 
Stadt Leipzig auf der Internetseite der Stadt Leipzig unter https://www.
leipzig.de/amtsblatt und gilt mit Ablauf des Tages der Veröffentlichung 
auf der Internetseite der Stadt Leipzig als bekanntgegeben.
Jedermann kann unentgeltlich Ausdrucke des elektronischen Amtsblattes 
der Stadt Leipzig während der allgemeinen Öffnungszeiten erhalten oder 
in öffentlichen Einrichtungen der Stadt Leipzig auf die Publikation zu-
greifen. Ferner besteht die Möglichkeit der Zusendung von Ausdrucken 
gegen Kostenersatz des Versandes.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig in 
04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, Sitzanschrift (Besucheranschrift: 
Amt für Bauordnung und Denkmalpflege, Abteilung Denkmalpflege, 
Prager Straße 118-122, 04137 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. 
Der Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemäß § 3a Abs. 2 
Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) eingelegt werden. Hierfür stehen 
folgende Möglichkeiten zur Verfügung:
1.	 Der Widerspruch kann unter abd@leipzig.de durch E-Mail mit qualifi-

zierter elektronischer Signatur gemäß § 3a Abs. 2 S. 2, 3 VwVfG erhoben 
werden.

2.	 Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch De-
Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung gemäß 
§ 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Die fristgemäße öffentliche Bekanntgabe erfolgte nach Bekanntmachungs-
satzung der Stadt Leipzig vom 24.03.2021 im Elektronischen Amtsblatt 
unter https://www.leipzig.de/amtsblatt. ■

Leipzig,19.05.2022
Thomas Dienberg

Bürgermeister und Beigeordneter für Stadtentwicklung und Bau

Allgemeinverfügung der Stadt Leipzig über den Vollzug  
des Vorkaufsrechts nach § 17 Sächsisches Denkmalschutzgesetz 

(SächsDSchG) vom 17.03.2022

(Beschluss Nummer VII-DS-06992 vom 19.05.2022)

Die Stadt Leipzig erlässt aufgrund von §  51 Abs. 1 des Personen-
beförderungsgesetzes (PBefG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 8. August 1990 (BGBl. I S. 1690), zuletzt geändert am 16. April 
2021 (BGBl. I S. 822), und § 21 Abs. 2 des Gesetzes zur Regelung des 
Straßenverkehrs- und Kraftfahrwesens im Freistaat Sachsen (Sächsi-
sches Straßenverkehrsrechtsgesetz – SächsStrVRG) vom 3. Mai 2019 
(SächsGVBl. 2019 Nr. 8, S. 317) die folgende Verordnung:

§ 1  
Regelung zum Preisaufschlag

Dem § 2 der Beförderungsentgeltverordnung wird folgender Absatz 
7 angefügt:

(7)	Nach Beendigung der Beförderung ist zusätzlich 1,00 EUR zu dem 
vom Fahrpreisanzeiger angezeigten Beförderungsentgelt zu erheben 
(Aufschlag). Der Aufschlag ist an die Antriebsart (alle Antriebsarten) 
des befördernden Fahrzeugs gebunden. Er darf nur dann erhoben 
werden, wenn der Durchschnittspreis in Leipzig je Liter am jewei-

ligen Tag um 6 Uhr für Dieselkraftstoff oder Superbenzin, je nach 
Antriebsart des befördernden Fahrzeuges, oberhalb von 1,80 EUR 
inklusive etwaiger Tankrabatte liegt. Die Ermittlung des täglichen 
Durchschnittspreises erfolgt über die Internetseite www.mehr-tan-
ken.de für Dieselkraftstoff über den Link www.mehr-tanken.de/
statistiken/diesel/ort/leipzig/24-stunden und für Superbenzin 
über den Link www.mehr-tanken.de/statistiken/super-e5/ort/
leipzig/24-stunden. Der Durchschnittspreis ist für jeden Tag neu 
zu ermitteln. Sollte der Durchschnittspreis auf Grund der Nicht-
erreichbarkeit der Internetseite an dem Tag nicht ermittelbar sein, 
gilt der am Vortag ermittelte Durchschnittspreis.

§ 2 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt einen Tag nach der Veröffentlichung in Kraft 
und am 31.12.2022 außer Kraft. ■

Leipzig, den 20.05.2022
Burkhard Jung

Oberbürgermeister

Änderungsverordnung zur Verordnung über Beförderungsentgelte und  
-bedingungen im Gelegenheitsverkehr mit Taxen im Pflichtfahrbereich Leipzig vom 21.01.2021  

(ÄV Beförderungsentgeltverordnung)

https://www.leipzig.de/amtsblatt
https://www.leipzig.de/amtsblatt
https://www.leipzig.de/amtsblatt
http://www.mehr-tanken.de/statistiken/diesel/ort/leipzig/24-stunden
http://www.mehr-tanken.de/statistiken/diesel/ort/leipzig/24-stunden
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(Beschluss Nummer VI-DS-08053-DS-03-NF-02 der Ratsversammlung 
vom 19.05.2022)

Auf der Grundlage des §  4, Abs. 1 der Gemeindeordnung für den 
Freistaat Sachsen (SächsGemO) vom 09.03.2018 in der Fassung vom 
16.12.2020 und des §  25 Absatz 2 und 3 des Schulgesetzes für den 
Freistaat Sachsen (SächsSchulG) vom 27.09.2018 in der Fassung vom 
17.12.2020 ändert die Ratsversammlung der Stadt Leipzig die Satzung 
der Stadt Leipzig zur Festlegung der Schulbezirksgrenzen der Grund-
schulen vom 14.04.2022 (VI-DS-08053-DS-03-NF-01) wie folgt:

§ 1
In der Liste der Einzelschulbezirke erfolgen keine Änderungen.

§ 2
Ab der Neuaufnahme für die Anmeldungen ab Schuljahr 2023/2024 
ab 01.08.2023 verändern sich Schulbezirksgrenzen entsprechend der 

Anlage 2 von folgenden gemeinsamen Schulbezirken:

•	 SW1 	 Erich-Zeigner-Schule, Erich-Zeigner-Allee 24
	 Fanny-Hensel-Schule, Weißenfelser Straße 13
	 Schule am Auwald, Rödelstraße 6

•	 SW6	 46. Schule, Saalfelder Straße 29
	 Schule Gießerstraße, Gießerstraße 6

§ 3
Die Satzung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in 
Kraft. ■

Leipzig, den 20.05.2022

Burkhard Jung
Oberbürgermeister

Vierte Satzung zur Änderung der Satzung der Schulbezirke  
der Grundschulen der Stadt Leipzig vom 14.04.2022

SW1: 	 Erich-Zeigner-Schule, Erich-Zeigner-Allee 24
Fanny-Hensel-Schule, Weißenfelser Straße 13
Schule am Auwald, Rödelstraße 6 
-	 Jahnallee/ Kreuzung Zschochersche Straße (südl. Hausnummern) 

nordöstl. bis Jahnallee/ Kreuzung Bowmannstraße, Jahnallee 
(ohne Hausnummern) nordöstl. bis Elsterbecken, Elsterbecken 
südl. bis K.-Kollwitz-Straße, K.-Kollwitz-Straße südwestl. bis 
Klingerweg, Klingerweg (beidseitige Hausnummern) südl. bis 
Nonnenweg, Nonnenweg (beidseitige Hausnummern) südl. bis 
Schleußiger Weg, Schleußiger Weg (beidseitige Hausnummern) 
östl. bis Elsterflutbett, Elsterflutbett südl. bis Weiße Elster, Weiße 
Elster nördl. bis verlängerte Linie westl. bis zur Ecke Erich-Zeig-
ner-Allee/Nonnenstraße, Erich-Zeigner-Allee (östliche Haus-
nummern), nördl. bis Eduardstraße, Eduardstraße (beidseitige 
Hausnummern) westl. bis Zschochersche Straße, Zschochersche 
Straße (östl. Hausnummern) nördl. bis Industriestraße, Industrie-
straße (beidseitige Hausnummern) westl. bis Gießerstraße, Gießer-
straße (beidseitige Hausnummern) nordwestl. bis Weißenfelser 
Straße, Weißenfelser Straße (ohne Hausnummern) nordöstl. bis 
Merseburger Str., Merseburger Str. (beidseitige Hausnummern) 
nördl. bis Karl-Heine-Straße, Karl-Heine-Straße (südöstl. Haus-
nummern) nordöstl bis Zschochersche Straße, Zschochersche 
Straße (östl. Hausnummern) nördl. bis Jahnallee 

SW6:	Schule Gießerstraße, Gießerstraße 6
46. Schule, Saalfelder Straße 29
-	 Westseite Hafenbecken (nordöstl. Hausnummern), nordwestl. 

bis Saale-Elster-Kanal, Saale-Elster-Kanal nördl. bis Stadtbe-
zirksgrenze, Stadtbezirksgrenze östl. bis Ortsteilgrenze, Orts-
teilgrenze Neulindenau (ohne Hausnummern) nordöstl. bis 
Merseburger Str., Merseburger Str. (südl. Hausnummern) östl. bis 
Franz-Flemming-Str., Franz-Flemming-Str. (östl. Hausnummern) 
nördl. bis Am langen Felde, Am langen Felde (südöstl. Haus-
nummern) nördlich bis An der Streuobstwiese, An der Streu-
obstwiese (südl. Hausnummern) südöstl. bis Rosenmüllerstr., 
Rosenmüllerstr. (südl. Hausnummern) östl. bis Prießnitzstr., 
Prießnitzstr. (südl. Hausnummern) östl. bis Georg-Schwarz-Str., 
Georg-Schwarz-Str. (westl. Hausnummern) südl. bis Mersebur-
ger Str., Merseburger Str. (beidseitige Hausnummern) südl. bis 
Demmeringstr., Demmeringstr. (südl. Hausnummern) nordöstl. 
bis Angerstraße, Angerstraße (westl. Hausnummern) südlich 
bis Kuhturmstraße, Kuhturmstraße (südl. Hausnummern) östl. 
bis Zschochersche Straße, Zschochersche Straße (westl. Haus-
nummern) südl. bis Karl-Heine-Straße, Karl-Heine-Straße (nördl. 
Hausnummern) südwestl. bis Merseburger Straße, Merseburger 
Straße (ohne Hausnummern) südl. bis Weißenfelser Straße, 
Weißenfelser Straße (beidseitige Hausnummern) westl. bis En-
gertstr., Engertstr. (beidseitige Hausnummern) nördl. bis Karl-
Heine-Straße, Karl-Heine-Straße (beidseitige Hausnummern) 
westl. bis Bhf. Plagwitz, Bhf. Plagwitz (Bahngleise), Bahn südl. 
bis Antonienstr., Antonienstr. (ohne Hausnummern) westl. bis 
Brünner Str., Brünner Str. (östl. Hausnummern) nördl. bis Lütz-
ner Str., Lützner Str. (südl. Hausnummern) östl. bis Hafenbecken 
Westseite ■

Gemeinsamer Schulbezirkssektor Südwest

13.06.2022, 16:30 Uhr, Neues Rathaus, Festsaal, Martin-Luther-
Ring 4-6
Feststellung der Beschlussfähigkeit und der Tagesordnung
Festlegungsprotokoll der Sitzung vom 16.05.2022
Anträge aus dem Stadtrat – 1. Lesung
Anträge aus dem Stadtrat – 2. Lesung
-	 Modellprojekt zur legalen Abgabe von Cannabis
-	 Personalbedarfe realistisch erfassen. Fachkräftegewinnung und -bin-

dung im Bereich der sozialen Arbeit voranbringen
-	 VII-A-06828-VSP-01
Vorlagen – 1. Lesung
-	 Planungsbeschluss Hohe Straße 19-21 –  Ersatzneubau Kindertagesein-

richtung und Hort mit Jugendhilfeeinrichtung (HzE) und Sporthallen

Sitzung des Jugendhilfeausschusses
Vorlagen - 2. Lesung  
Vorlagen zur Information
Entscheidungsvorschläge für den Jugendhilfeausschuss
-	 Anerkennung als Träger der freien Jugendhilfe, Verlängerung der 

Anerkennung als Träger der freien Jugendhilfe
	 Projektvorstellung RosaLinde Leipzig e.V.
-	 Vorstellung der interkulturellen Arbeit in den Familienzentren als 

wichtigen Bereich der Familienbildung
Bericht der Bürgermeisterin
Information der Verwaltung
-	 Bericht zur Schulbegleitung
 -	 Information zur Schulsozialarbeit ■

Der Vorsitzende des Jugendhilfeausschusses
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Beschluss Nr. VII-DS-06627 der Ratsversammlung vom 19.05.2022

Das Bundesministerium des Innern wurde beauftragt, deutschland-
weit einen telefonischen Bürgerservice mit der Rufnummer 115 zu 
etablieren. Unter dieser einheitlichen Behördenrufnummer sollen den 
Bürgerinnen und Bürgern Auskünfte über Leistungen aller Verwal-
tungsebenen gegeben werden. In Folge dessen besteht der Verbund 
der einheitlichen Behördenrufnummer 115 seit mittlerweile über zehn 
Jahren. Durch einen Beschluss des IT-Planungsrates vom 17. März 
2021 wird der Verbund 115 in den kommenden Jahren zur zentralen 
Servicekomponente im Zusammenhang mit der Umsetzung des On-
linezugangsgesetzes (OZG) speziell, aber auch der Schaffung digitaler 
Angebote der öffentlichen Verwaltung allgemein. Neben telefonischen 
Anfragen soll in diesem Zusammenhang auch der Ansatz einer Multi-
kanalstrategie in den Fokus rücken.

Die Stadt Leipzig bietet diesen Service in ihrem Servicecenter „Bür-
gertelefon“ seit 2012 an. Die Entgegennahme und Bearbeitung von 
Bürgeranliegen unter der einheitlichen Behördenrufnummer 115 im 
Bürgertelefon ist eine freiwillige Aufgabe. Diese Aufgabe übernimmt 
die Stadt Leipzig auch für andere Kommunen und Landkreise sowie 
den Freistaat Sachsen. Für diese entsteht daraus eine Entgeltpflicht. 

1  Rechtliche Grundlage 
Ermächtigungsgrundlage für diese Entgeltordnung ist die Sächsische 
Gemeindeordnung (SächsGemO), worin u.a. die Grundsätze der Ein-
nahmebeschaffung geregelt werden. Nach § 73 Abs. 2 SächsGemO hat 
die Gemeinde die zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Einnah-
men, soweit vertretbar und geboten und gesetzlich nicht ausdrücklich 
ausgeschlossen, aus selbst zu bestimmenden Entgelten für die von ihr 
erbrachten Leistungen zu beschaffen. Bei der Einnahmebeschaffung 
ist auf die wirtschaftlichen Kräfte der Abgabepflichtigen Rücksicht zu 
nehmen (§ 73 Abs. 3 SächsGemO).

Der materiell-rechtliche Rahmen für die Erhebung von privatrechtlichen 
Entgelten wird durch die §§ 10 bis 14 Sächsisches Kommunalabgaben-
gesetz (SächsKAG) vorgegeben, die sinngemäß anzuwenden sind.

Für die Bearbeitung der Anrufe durch die Stadt Leipzig wird folgende 
Entgeltordnung unter Berücksichtigung der Kalkulation für den Zeit-
raum 2022 bis 2025 beschlossen: 

2  Entgeltpflicht
Die Bearbeitung der an öffentliche Gebietskörperschaft gerichteten 
Anrufe unter der einheitlichen Behördenrufnummer 115 durch das 

Bürgertelefon der Stadt Leipzig als öffentliche Einrichtung ist ent-
geltpflichtig.

Die Bearbeitung von E-Mail-Anfragen wird eröffnet.

3  Entgeltschuldner
Schuldner der Entgelte sind die öffentlichen Gebietskörperschaften, 
für welche die Stadt Leipzig die Anrufe bearbeitet. 

4  Entgeltbemessung
Die Bemessung der Entgelte erfolgt nach den durchschnittlichen Auf-
wendungen pro Gesprächsminute.

5  Höhe der Entgelte
Das Entgelt für die Bearbeitung der an öffentliche Gebietskörperschaft 
gerichteten Anrufe unter der einheitlichen Behördenrufnummer 115 
beträgt  

	 pro Gesprächsminute 1,49 €.

Die Anzahl der Gesprächseinheiten wird aus den Telefonanlagesta-
tistiken des Sachgebiets Bürgertelefon ausgelesen.

Die Bearbeitungszeit einer E-Mail wird in Bearbeitungsminuten analog 
der Kosten einer Gesprächsminute berechnet.

Umsatzsteuer fällt zunächst nicht an. Im Falle einer Umsatzsteuer-
pflicht zum 01.01.2023 erhöht sich die Leistung um die Umsatzsteuer.

6  Fälligkeit
Die Anzahl der Gesprächsminuten werden durch die Stadt Leipzig 
quartalsweise per Statistik nachgewiesen und in Rechnung gestellt. 

7  Nachkalkulation
Am Ende des Bemessungszeitraums erfolgt eine Nachkalkulation.

8  Inkrafttreten / Geltungsdauer
Die Entgeltordnung einschließlich der Höhe des Entgelts tritt am 
01.06.2022 in Kraft und gilt bis zum 31.12.2025. ■

Leipzig, den 20.05.2022

Burkhard Jung
Oberbürgermeister

Privatrechtliche Entgeltordnung für die Erbringung  
der Serviceleistung 115 für andere  
öffentliche Gebietskörperschaften
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Verordnung der Stadt Leipzig über das Offenhalten  
von Verkaufsstellen am Sonntag, dem 04.12.2022,  

aus besonderem Anlass des Leipziger Weihnachtsmarktes

Beschluss Nummer VII-DS-06623 der Ratsversammlung vom 19.05.2022

Aufgrund § 8 Absatz 1 Sächsisches Ladenöffnungsgesetz (SächsLa-
dÖffG) vom 1. Dezember 2010 (SächsGVBl. S. 338), zuletzt geändert 
durch das Gesetz vom 5. November 2020 (SächsGVBl. S. 589), wird 
abweichend von den Verbotsvorschriften des §  3 Absatz 2 Sächs-  
LadÖffG verordnet:

§ 1 
Verkaufsoffene Sonntage

Verkaufsstellen im Gebiet der Stadt Leipzig dürfen aus besonderem 
Anlass an folgendem Sonntag in der Zeit von 12 Uhr bis 18 Uhr ge-
öffnet sein:

Anlass Datum Gebiet
2. Sonntag Leipziger 

Weihnachtsmarkt
04.12.2022 Ortsteil Zentrum

§ 2
Arbeitnehmerschutz

Aus dieser Verordnung ergibt sich keine Verpflichtung für die Arbeit-
nehmer des Einzelhandels, während der freigegebenen verkaufsoffenen 

Sonntage tätig zu werden. Bei Inanspruchnahme der erweiterten La-
denöffnungszeiten sind durch den Gewerbetreibenden die geltenden 
Arbeitnehmerschutzvorschriften (ArbZG, MuSchG und JArbSchG) zu 
beachten. Insbesondere sind die Arbeitnehmerschutzbestimmungen 
des § 10 Absatz 1 und 2 SächsLadÖffG einzuhalten.

§ 3 
Ordnungswidrigkeiten

Wer als Inhaber einer Verkaufsstelle, als Gewerbetreibender oder 
als verantwortliche Person vorsätzlich oder fahrlässig entgegen der 
Bestimmung in §  1 dieser Verordnung Verkaufsstellen öffnet oder 
Waren gewerblich anbietet, handelt ordnungswidrig im Sinne des 
§ 11 Absatz 1 Ziffer 1 SächsLadÖffG. Ordnungswidrigkeiten können 
gemäß § 11 Absatz 2 SächsLadÖffG mit einer Geldbuße bis 5000 Euro 
geahndet werden.

§ 4
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung in Kraft. ■

Leipzig, 20.05.2022
Burkhard Jung

Oberbürgermeister

Verordnung der Stadt Leipzig über das Offenhalten  
von Verkaufsstellen am Sonntag, dem 02.10.2022,  

aus besonderem Anlass der 45. Leipziger Markttage

Beschluss Nummer VII-DS-06622 der Ratsversammlung vom 19.05.2022

Aufgrund § 8 Absatz 1 Sächsisches Ladenöffnungsgesetz (SächsLa-
dÖffG) vom 1. Dezember 2010 (SächsGVBl. S. 338), zuletzt geändert 
durch das Gesetz vom 5. November 2020 (SächsGVBl. S. 589), wird 
abweichend von den Verbotsvorschriften des § 3 Absatz 2 SächsLa-
dÖffG verordnet:

§ 1
Verkaufsoffene Sonntage

Verkaufsstellen im Gebiet der Stadt Leipzig dürfen aus besonderem 
Anlass an folgendem Sonntag in der Zeit von 12 Uhr bis 18 Uhr ge-
öffnet sein:

Anlass Datum Gebiet
1. Sonntag 45. Leipziger 

Markttage
02.10.2022 Ortsteil Zentrum

§ 2 
Arbeitnehmerschutz

Aus dieser Verordnung ergibt sich keine Verpflichtung für die Arbeit-
nehmer des Einzelhandels, während der freigegebenen verkaufsoffenen 

Sonntage tätig zu werden. Bei Inanspruchnahme der erweiterten La-
denöffnungszeiten sind durch den Gewerbetreibenden die geltenden 
Arbeitnehmerschutzvorschriften (ArbZG, MuSchG und JArbSchG) zu 
beachten. Insbesondere sind die Arbeitnehmerschutzbestimmungen 
des § 10 Absatz 1 und 2 SächsLadÖffG einzuhalten.

§ 3 
Ordnungswidrigkeiten

Wer als Inhaber einer Verkaufsstelle, als Gewerbetreibender oder 
als verantwortliche Person vorsätzlich oder fahrlässig entgegen der 
Bestimmung in §  1 dieser Verordnung Verkaufsstellen öffnet oder 
Waren gewerblich anbietet, handelt ordnungswidrig im Sinne des 
§ 11 Absatz 1 Ziffer 1 SächsLadÖffG. Ordnungswidrigkeiten können 
gemäß § 11 Absatz 2 SächsLadÖffG mit einer Geldbuße bis 5000 Euro 
geahndet werden.

§ 4 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung in Kraft. ■

Leipzig, 20.05.2022
Burkhard Jung

Oberbürgermeister



Elektronisches Amtsblatt Stadt Leipzig	
Ausgabe 11/22 · 28.05.2022

9

Verordnung der Stadt Leipzig über das Offenhalten  
von Verkaufsstellen am Sonntag, dem 18.12.2022,  

aus besonderem Anlass des Leipziger Weihnachtsmarktes

Beschluss Nummer VII-DS-06624 der Ratsversammlung vom 19.05.2022

Aufgrund § 8 Absatz 1 Sächsisches Ladenöffnungsgesetz (SächsLa-
dÖffG) vom 1. Dezember 2010 (SächsGVBl. S. 338), zuletzt geändert 
durch das Gesetz vom 5. November 2020 (SächsGVBl. S. 589), wird 
abweichend von den Verbotsvorschriften des § 3 Absatz 2 SächsLad-  
ÖffG verordnet:

§ 1 
Verkaufsoffene Sonntage

Verkaufsstellen im Gebiet der Stadt Leipzig dürfen aus besonderem 
Anlass an folgendem Sonntag in der Zeit von 12 Uhr bis 18 Uhr ge-
öffnet sein:

Anlass Datum Gebiet
3. Sonntag Leipziger Weih-

nachtsmarkt
18.12.2022 Ortsteil Zentrum

§ 2 
Arbeitnehmerschutz

Aus dieser Verordnung ergibt sich keine Verpflichtung für die Arbeit-
nehmer des Einzelhandels, während der freigegebenen verkaufsoffenen 

Sonntage tätig zu werden. Bei Inanspruchnahme der erweiterten La-
denöffnungszeiten sind durch den Gewerbetreibenden die geltenden 
Arbeitnehmerschutzvorschriften (ArbZG, MuSchG und JArbSchG) zu 
beachten. Insbesondere sind die Arbeitnehmerschutzbestimmungen 
des § 10 Absatz 1 und 2 SächsLadÖffG einzuhalten.

§ 3 
Ordnungswidrigkeiten

Wer als Inhaber einer Verkaufsstelle, als Gewerbetreibender oder 
als verantwortliche Person vorsätzlich oder fahrlässig entgegen der 
Bestimmung in §  1 dieser Verordnung Verkaufsstellen öffnet oder 
Waren gewerblich anbietet, handelt ordnungswidrig im Sinne des 
§ 11 Absatz 1 Ziffer 1 SächsLadÖffG. Ordnungswidrigkeiten können 
gemäß § 11 Absatz 2 SächsLadÖffG mit einer Geldbuße bis 5000 Euro 
geahndet werden.

§ 4 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung in Kraft. ■

Leipzig, 20.05.2022
Burkhard Jung

Oberbürgermeister

Schiedsstelle Mitte/Nordost 
Sprechzeit am 19.07.2022 fällt aus. Sonst Sprechtag jeden 3. Di./Monat (15.00 
Uhr-18.00 Uhr), Stadthaus, Raum U 32, Michael Löffler, Tel. 0160 4 45 55 44; 
E-Mail: friedensrichter-loeffler@t-online.de
Schiedsstelle Ost/Südost
Sprechtag jeden 3. Mi./Monat (16.00 Uhr-17.00 Uhr), Stadthaus, Raum U 32, 
Sylvio Müller,  Tel. 0341/1 23 35 30, E-Mail: sylvio.mueller@leipzig.de
Schiedsstelle Süd/Südwest
Sprechtag jeden 1. Di./Monat (15.00-17.00 Uhr), Stadthaus, Raum U 32, 
Claudia Schaefer, Tel. 0341/1 23 35 30, Fax: 03212 1 37 31 75; E-Mail: claudia.
schaefer@leipzig.de
Schiedsstelle Nordwest/Nord
Sprechtag jeden 4. Mi./Monat (16.00 Uhr-18.00 Uhr), Stadthaus, Raum U 32, 
Mike Rockmann, Tel. 0172 3 72 01 55; E-Mail: Friedensrichter-N-NW@t-online.de

01.06., 17:00 Uhr, Neues Rathaus, Sitzungssaal des Stadtrates
Protokollbestätigung der Sitzung vom 30.03.2022
Protokollbestätigung der Sitzung vom 04.05.2022
Bekanntgabe von Beschlüssen aus nichtöffentlicher Sitzung
Bericht aus Beteiligungen
Beratung der Vorlagen I
	- 1. Änderung zum Baubeschluss Jugendhilfeeinrichtung Liliensteinstr. 

Sprechzeiten der Friedensrichter

Sitzung des Verwaltungsausschusses

Schiedsstelle West/Alt-West
Sprechtag jeden 2. Di./Monat (15.00-18.00 Uhr), Stadthaus, Raum U 32, Mi-
chael Löffler, Tel. 0160 4 45 55 44; E-Mail: friedensrichter-loeffler@t-online.de

Wann hilft die Schiedsstelle?
Bei bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten über vermögensrechtliche Ansprüche 
(z. B. Zahlungsansprüche), über Nachbar- und Mietrechtsstreitigkeiten und 
über Ansprüche wegen Verletzung der persönlichen Ehre kann die Schieds-
stelle helfend und streitschlichtend tätig werden. Das heißt, die Anrufung der 
Schiedsstelle bei bürgerlichen Streitigkeiten geschieht freiwillig und ist nicht 
vorgeschrieben. In solchen Fällen können Sie sich direkt an die Schiedsstelle 
Ihres Bezirkes wenden und bekommen dort fachkundige Unterstützung bei 
Ihren Anliegen. ■

1, 1a Umbau
	- BIO EUROPE 2022 – Kooperationsvertrag mit der Leipziger Messe GmbH
	- Baubeschluss OFT Crazy, offener Freizeittreff, Zum Wäldchen 6 – Teil-

modernisierung
Informationen ■

Der Vorsitzende 
des Jugendhilfeausschusses
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mailto:claudia.schaefer%40leipzig.de?subject=
mailto:Friedensrichter-N-NW%40t-online.de?subject=
mailto:friedensrichter-loeffler%40t-online.de?subject=


Elektronisches Amtsblatt Stadt Leipzig	
Ausgabe 11/22 · 28.05.2022

10

Der Stadtrat hat in seiner Ratsversammlung vom 14.04.2022 den Jah-
resabschluss für das Wirtschaftsjahr 01.01.2020 bis 31.12.2020 für den 
städtischen Eigenbetrieb Oper Leipzig festgestellt. 

Gemäß §  34 (2) der Sächsischen Eigenbetriebsverordnung vom 
22.09.2018 wird das Jahresergebnis wie folgt bekannt gegeben:

1.	 Der Jahresabschluss zum 31.12. 2020 in der Fassung vom 31.03.2021 
(Anlage 2) wird festgestellt.

2.	 Der Jahresüberschuss beträgt EUR 2.028.118,32 und wird wie folgt 
verwendet:

•	 EUR 200.000,00 Einstellung in eine zweckgebundene Gewinn-
rücklage zur Verwendung für künstlerische Projekte in den 
Folgejahren, insbesondere zur Gewährleistung der Durchführung 
des Projektes „Wagner 2022“

•	 EUR 1.300.000,00 Einstellung in eine zweckgebundene Gewinn-
rücklage zur Deckung der Aufwendungen für Großbaumaßnah-
men am Opernhaus (insbesondere Sanierung der Haupttreppe/ 
des Portikus)

•	 EUR 528.118,32 Einstellung in eine zweckgebunde-
ne Rücklage für Investitionen zur Deckung der Ab-
schreibungen auf  e igenf inanzier te  Invest i t ionen 

3.	 In Höhe von EUR 216.704,21 erfolgt eine Umbuchung aus der 
Allgemeinen Gewinnrücklage in die Gewinnrücklage für In-
vestitionen. Dieser Betrag steht für Investitionen zur Verfügung, 
nach erfolgter Investition erfolgt in Höhe des Wertes der In-
vestition eine Umbuchung in die Allgemeine Gewinnrücklage. 
Sie ist zur Deckung von Abschreibungen auf diese Investitionen 
vorgesehen, sofern diese Abschreibungen in Folgejahren ein 
negatives Jahresergebnis verursachen. Die Investitionen dürfen 
nur erfolgen, sofern eine ausreichende Liquidität vorhanden ist. 

4.	 Der Opernleitung wird für das Wirtschaftsjahr 01.01.2020bis 
31.12.2020 Entlastung erteilt.

	 In Anwendung des sog. Kreislaufmodells gem. Stadtratsbeschluss 
VI-DS-08124 und nach erfolgter Anhörung der Opernleitung wird 
folgendes beschlossen:

5.	 Aus der Kapitalrücklage des Eigenbetriebes Oper Leipzig (Stand 
zum 31.12.2020 EUR 21.177.228,89) erfolgt gemäß dem als Anlage 
7 beigefügten Ablaufplan, aus dem sich auch das Ende der Durch-
führung des Kreislaufmodells für die Oper ergibt, eine Entnahme 
im Sinne des § 58 Nr. 2 AO zugunsten der Stadt Leipzig in Höhe 
von EUR 475.709,00. Dieser Betrag entspricht der aufwandswirksa-
men Abschreibung auf das gewidmete Vermögen im Geschäftsjahr 
2020. In diesem Zusammenhang verpflichtet sich die Stadt Leipzig 
gegenüber dem Eigenbetrieb unwiderruflich, dem Eigenbetrieb 
nach Erhalt der Auszahlung innerhalb von 10 Bank-Geschäftstagen 
einen Betrag in Höhe von EUR 475.709,00 als Zuweisung für die 
laufende Betriebsführung ergebniswirksam im Sinne des § 27 Abs. 3 
SächsEigBVO zuzuführen. Die zugeführten Mittel sind ausschließ-
lich für steuerbegünstigte Zwecke zu verwenden (§ 58 Nr. 2 AO). 

6.	 Die überplanmäßige Aufwendung gem. § 79 Abs. 1 SächsGemO für 
das Haushaltsjahr 2022 in Höhe von EUR 475.709,00 im PSP-Element 
1.100.26.1.0.03 „Oper Leipzig“ Kostenart 4315 0000 „Zuschüsse an 
verb. Unternehmen, Sondervermögen, Beteiligungen“ wird be-
stätigt.

7.	 Die Deckung erfolgt aus der Kostenstelle 10986 20000 „unterjährige 
Finanzierung formale Deckung Ergebnishaushalt“. Der Deckung 
liegen nicht zahlungswirksame Minderaufwendungen in Höhe von 
EUR 475.709,00 im PSP-Element 1.100.26.1.0.03 „Oper Leipzig“ Kos-
tenart 4723 1000 „Abschreibungen auf sonstiges Finanzvermögen“ 

und zweckgebundene Einzahlungen im Finanzhaushalt in gleicher 
Höhe im PSP-Element 7.0001263.730 „Wertveränderung EB Oper“ 
(Kostenart 6844 0000) zugrunde.

Wesentliche Positionen der Bilanz und der Gewinn- und Verlustrech-
nung für das Wirtschaftsjahr 2020

31.12.2020
in €

Bilanzsumme 48.988.833,47

davon entfallen:

Aktiva

Anlagevermögen 28.075.945,78

Umlaufvermögen 20.782.608,17

Rechnungsabgrenzungsposten 130.279,52

Passiva

Eigenkapital 26.929.537,81

Rücklagen 23.792.799,74

Gewinn/Verlustvortrag Vorjahre 1.108.619,75

Jahresüberschuss/ -fehlbetrag 2.028.118,32

Sonderposten für bezuschusste Investitions-
güter des Anlagevermögens 10.545.877,67

Sonstige Sonderposten 0

Rückstellungen 1.947.187,13

Verbindlichkeiten 9.566.230,86

Rechnungsabgrenzungsposten 0

Summe der Erträge: 59.441.643,47

Summe der Aufwendungen: 57.413.525,15

Jahresüberschuss 2.028.118,32

Vermerk über die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichts

Der Jahresabschluss 2020 wurde von der PricewaterhouseCoopers 
GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft geprüft. 

Unter der aufschiebenden Bedingung, dass der Jahresabschluss zum 

Bekanntmachung über die Feststellung des Jahresabschlusses  
für das Wirtschaftsjahr 01.01.2020 bis 31.12.2020 für den  
Städtischen Eigenbetrieb Oper Leipzig und Bestätigung  

einer überplanmäßigen Aufwendung / Auszahlung  
gemäß § 79 Abs. 1 SächsGemO für das Haushaltsjahr 2022
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31. Dezember 2019 in der Fassung festgestellt wird, die dem Jahres-
abschluss zum 31. Dezember 2020 zugrunde gelegt worden ist, erteilen 
wir den nachstehenden Bestätigungsvermerk:

Prüfungsurteile
Wir haben den Jahresabschluss des Eigenbetriebs „Oper Leipzig“, 
Leipzig, – bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2020 und der 
Gewinn- und Verlustrechnung für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar 
2020 bis zum 31. Dezember 2020 sowie dem Anhang, einschließlich 
der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – ge-
prüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht des Eigenbetriebs 
„Oper Leipzig“ für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar 2020 bis zum 
31. Dezember 2020 geprüft. 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen 
Erkenntnisse
•	 entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen 

Belangen den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und den 
ergänzenden landesrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter 
Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens- und Finanzlage des Eigenbetriebs zum 31. Dezember 
2020 sowie seiner Ertragslage für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar 
2020 bis zum 31. Dezember 2020 und

•	 vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes 
Bild von der Lage des Eigenbetriebs. In allen wesentlichen Belan-
gen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahresabschluss, 
entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die 
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung 
zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahres-
abschlusses und des Lageberichts geführt hat.
Grundlage für die Prüfungsurteile
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts in Übereinstimmung mit § 317 HGB und §§ 32f. SächsEigBVO 
unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) fest-
gestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und 
Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers 
für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres 
Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem 
Eigenbetrieb unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen 
handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben 
unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit 
diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von 
uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um 
als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und 
zum Lagebericht zu dienen.
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Betriebsausschusses für 
den Jahresabschluss und den Lagebericht
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung 
des Jahresabschlusses, der den deutschen handelsrechtlichen Vor-
schriften und den ergänzenden landesrechtlichen Vorschriften in allen 
wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss 
unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buch-
führung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebs vermittelt. 
Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen 
Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsät-
zen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, 
um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei 
von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen 
Darstellungen ist.
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen 
Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit des Eigenbetriebs zur 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren 
haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. 
Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des 
Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmens-
tätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche 
Gegebenheiten entgegenstehen.
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Auf-
stellung des Lageberichts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der 
Lage des Eigenbetriebs vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen 
mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen 
Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen 

Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter 
verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die 
sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines Lageberichts 
in Übereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen 
Vorschriften zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete Nach-
weise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können.
Der Betriebsausschuss ist verantwortlich für die Überwachung des 
Rechnungslegungsprozesses des Eigenbetriebs zur Aufstellung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts.
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob 
der Jahresabschluss als Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten 
oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist, und ob der Lage-
bericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Eigenbetriebs 
vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresab-
schluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen 
in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht 
und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend 
darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere 
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet.
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine 
Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB und 
§§ 32f. SächsEigBVO unter Beachtung der vom Institut der Wirtschafts-
prüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche 
Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus Ver-
stößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesentlich 
angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie 
einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses 
und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von 
Adressaten beeinflussen.
Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und 
bewahren eine kritische Grundhaltung. Darüber hinaus
•	 identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – be-

absichtigter oder unbeabsichtigter – falscher Darstellungen im 
Jahresabschluss und im Lagebericht, planen und führen Prüfungs-
handlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen 
Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als 
Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass 
wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei 
Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches 
Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, 
irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner 
Kontrollen beinhalten können. 

•	 gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des 
Jahresabschlusses relevanten internen Kontrollsystem und den 
für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und 
Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den 
gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem 
Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme des Ei-
genbetriebs abzugeben.

•	 beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen 
Vertretern angewandten Rechnungslegungsmethoden sowie die 
Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern dargestellten 
geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben.

•	 ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von 
den gesetzlichen Vertretern angewandten Rechnungslegungs-
grundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit sowie, 
auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine 
wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder 
Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit des 
Eigenbetriebs zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen 
können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche 
Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk 
auf die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im Lage-
bericht aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unange-
messen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir 
ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grund-lage der bis zum 
Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. 
Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu 
führen, dass der Eigenbetrieb seine Unternehmenstätigkeit nicht 
mehr fortführen kann.

•	 beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt 
des Jahresabschlusses einschließlich der Angaben sowie ob der 
Jahresabschluss die zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle und 
Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung 
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der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebs vermittelt.

•	 beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresab-
schluss, seine Gesetzesentsprechung und das von ihm vermittelte 
Bild von der Lage des Eigenbetriebs.

•	 führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Ver-
tretern dargestellten zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht 
durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prüfungsnachweise 
vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten 
Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten 
bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen die sachgerechte 
Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. 

Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten 
Angaben sowie zu den zugrunde liegenden Annahmen geben 
wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, 
dass künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten 
Angaben abweichen.

•	
Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter 
anderem den geplanten Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie 
bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger Mängel im 
internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung feststellen.

Die Auslage des Jahresabschlusses erfolgt vom 6.6. bis 17.6. 2022 in 
der Verwaltungsdirektion der Oper Leipzig. ■

Der Öffentlich bestellte Vermessungsingenieur Roland Meyer bestimmt 
auf Antrag der Stadt Leipzig, im Zusammenhang mit einer Kataster-
vermessung gemäß § 16 Sächsisches Vermessungs- und Katastergesetz 
(SächsVermKatG) Flurstücksgrenzen der nachfolgend aufgeführten 
Flurstücke:

Gemarkung Engelsdorf:
159/17, 168/a, 168/16, 168/18, 168/27, 168/28, 168/31, 168/39, 168/44, 
168/49, 168/51, 168/52, 168/53, 168/62, 168/63, 168/64, 168/65, 
168/66, 168/67, 168/68, 168/69, 168/70, 168/72, 179, 186/b, 186/e, 
186/f, 186/1, 186/2, 187/q, 187/r, 187/s, 187/t, 187/v, 187/w, 187/9, 
190/b, 190/d, 190/e, 190/f, 191/2, 198, 206/4, 206/5, 252/23, 252/34, 
252/47, 282/5, 282/6, 333, 430/5

Alle Eigentümer der genannten Flurstücke sowie sonstige Beteiligte, die 
von der Grenzwiederherstellung betroffen sind, erhalten die Möglich-
keit am Grenztermin teilzunehmen. Bitte beachten Sie die bestehenden 
Corona-Vorschriften. Es besteht keine Pflicht zum Erscheinen.
Der Grenztermin findet am Dienstag, den 05. Juli 2022 um 10.00 
Uhr statt.
Ich bitte hiermit die betroffenen Eigentümer, die diesen Termin wahr-
nehmen möchten, sich in den nächsten Tagen, spätestens aber bis zum 
24. Juni 2022, zur zeitlichen und örtlichen Abstimmung und der Ge-
währleistung eines reibungslosen Ablaufes unter der Telefonnummer 
(034298) 79430 mit uns in Verbindung zu setzen.
Auf Grund der vielen Beteiligten ist mit einem Zeitaufwand von ca. 
1-2 Stunden zu rechnen.
Die Grenzbestimmung ist ein Verwaltungsverfahren im Sinne des 
Verwaltungsgesetzes. Die Eigentümer der genannten Flurstücke sind 
Beteiligte im Sinne des Verwaltungsverfahrensgesetzes.
Der Grenztermin ist die im § 28 des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
vorgesehene Anhörung der Beteiligten zu den entscheidungserheb-
lichen Tatsachen. Dabei wird Ihnen der ermittelte Grenzverlauf an Ort 
und Stelle erläutert und vorgewiesen. Im Anschluss erhalten Sie im 
Rahmen des § 16 Abs.3 Sächsisches Vermessungs- und Katastergesetz 
(SächsVermKatG) Gelegenheit, sich zum Grenzverlauf zu äußern.
Ich bitte Sie, zum Grenztermin ihren Personalausweis mitzubringen. 
Sie können sich auch durch einen Bevollmächtigten vertreten lassen. 
Dieser muss seinen Personalausweis und eine von Ihnen unterschrie-
bene schriftliche Vollmacht vorlegen.

Wir weisen Sie vorsorglich darauf hin, dass auch ohne Ihre Anwesen-
heit oder der Anwesenheit eines von Ihnen Bevollmächtigten Ihre 
Flurstücksgrenzen bestimmt werden können. Aufwendungen, die 
durch die Wahrnehmung des Grenztermins entstehen, können nicht 
erstattet werden.

Allen betroffenen Eigentümern werden die Ergebnisse der Grenz-
bestimmung und Abmarkung durch Offenlegung bekannt gemacht. 
Die Ermächtigung zur Bekanntgabe von Verwaltungsakten auf diesem 
Wege ergibt sich aus § 17 der Verordnung des Sächsischen Staatsminis-
teriums des Innern zur Durchführung des Sächsischen Vermessungs- 
und Katastergesetzes (Durchführungsverordnung zum Sächsischen 
Vermessungs- und Katastergesetz – SächsVermKatGDVO) vom 06. 
Juli 2011 in seiner aktuellen Fassung).
Die Ergebnisse liegen in den Geschäftsräumen des Öffentlich bestell-
ten Vermessungsingenieurs Roland Meyer in 04425 Taucha, Wurzner 
Straße 22, vom 06.07.2022 bis zum 05.08.2022, von Montag bis Freitag 
jeweils in der Zeit von 8 Uhr bis 12 Uhr und 13 Uhr bis 16 Uhr und 
Dienstag von 13 Uhr bis 18 Uhr zur Einsichtnahme bereit. Für Rück-
fragen stehen ich Ihnen gern unter der Telefonnummer (034298) 794 
30 zur Verfügung.
Gemäß §17 Abs. (1) Satz 5 SächsVermKatGDVO vom 01. September 
2019 (SächsGVBl. S. 517), gelten die Ergebnisse der Grenzbestimmung 
und Abmarkung ab dem 15.08.2022 als bekannt gegeben.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen die offengelegten Ergebnisse der Grenzbestimmung und Ab-
markung können die betroffenen Eigentümer und Erbbauberechtigten 
innerhalb eines Monats nach dem Wirksamwerden der Bekanntgabe 
Widerspruch eingelegen. Der Widerspruch ist schriftlich oder zur 
Niederschrift beim Öffentlich bestellten Vermessungsingenieur Roland 
Meyer, Wurzner Straße 22 in 04425 Taucha oder dem Staatsbetrieb für 
Geobasisinformation und Vermessung Sachsen (GeoSN), Olbrichtplatz 
3 in 01099 Dresden einzulegen. ■

Taucha, den 24.05.2022

Roland Meyer
Öffentlich bestellter Vermessungsingenieur

Wurzner Straße 22, 04425 Taucha

Ankündigung eines Grenztermins und Bekanntgabe  
der Verwaltungsakte durch Offenlegung der Ergebnisse  

der Schlussvermessung Ausbau Mühlweg / Hans-Weigel-Straße /  
Arthur-Winkler-Straße (Neubau Kreisverkehr)  

(Fortführungsriss 1057; Gemarkung Engelsdorf – Az.: 21/2101)
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Die Landesdirektion Sachsen hat gemäß §  28 Abs. 1 und §  29 des 
Personenbeförderungsgesetzes (PBefG) sowie §  1 des Gesetzes zur 
Regelung des Verwaltungsverfahrens- und Verwaltungszustellungs-
rechts für den Freistaat Sachsen (SächsVwVfZG) in Verbindung mit 
§§ 74 und 75 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) auf Antrag 
der Leipziger Verkehrsbetriebe (LVB) GmbH mit Beschluss vom 
11. Mai 2022 den Plan für das Vorhaben „Wiedebachstraße/ Arno-
Nitzsche-Straße zwischen Bornaische Straße und Frohburger Straße 
– barrierefreier Ausbau Haltestelle Wiedebachplatz“ festgestellt.

In dem Planfeststellungsbeschluss ist über alle rechtzeitig vorgetragenen 
Einwendungen, Forderungen und/oder Hinweise sowie Anregungen 
entschieden worden.

Eine Ausfertigung des Planfeststellungsbeschlusses mit Rechtsbehelfs-
belehrung und eine Ausfertigung der festgestellten Unterlagen liegen in 
der Zeit vom 7. Juni 2022 bis 21. Juni 2022 in der Stadt Leipzig, Neues 
Rathaus, Martin-Luther-Ring 4-6, Stadtplanungsamt, Zimmer 498, zu 

den Dienststunden Mo./Mi. 8.00-15.00 Uhr, Di./Do. 8.00-16.00 Uhr, 
Fr. 8.00-12.00 Uhr, zu jedermanns Einsichtnahme aus. 

Die Bekanntmachung und der Planfeststellungsbeschluss sind im vor-
genannten Zeitraum auch auf der Internetseite der Landesdirektion 
Sachsen unter https://www.lds.sachsen.de/bekanntmachung in der 
Rubrik „Infrastruktur – Straßenbahnen“ einsehbar.

Der Planfeststellungsbeschluss wird den Beteiligten, über deren Ein-
wendungen und Stellungnahmen entschieden worden ist, zugestellt. 

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Beschluss den übrigen 
Betroffenen gegenüber als zugestellt (§ 74 Abs. 4 Satz 3 des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes). ■

Stadtplanungsamt
i. A. der Landesdirektion Sachsen

Bekanntmachung über die Planfeststellung für das ÖPNV-Vorhaben  
der Leipziger Verkehrsbetriebe (LVB) GmbH „Wiedebachstraße/  

Arno-Nitzsche-Straße zwischen Bornaische Straße und  
Frohburger Straße – barrierefreier Ausbau Haltestelle Wiedebachplatz“

Für das oben genannte Vorhaben führt die Landesdirektion Sachsen als 
Anhörungs- und Planfeststellungsbehörde auf Antrag der Kommunalen 
Wasserwerke Leipzig GmbH (KWL), Johannisgasse 7/9, 04103 Leipzig, 
unter dem Geschäftszeichen 41-0522/1181 ein Planfeststellungsver-
fahren nach §§ 65 Abs. 1, 67 des Gesetzes über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung (UVPG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
18. März 2021 (BGBl. I S. 540), zuletzt geändert durch Gesetz vom 10. 
September 2021 (BGBl. I S. 4147), in Verbindung mit § 1 des Gesetzes 
zur Regelung des Verwaltungsverfahrens- und des Verwaltungs-
zustellungsrechts für den Freistaat Sachsen (SächsVwVfZG) vom 19. 
Mai 2010 (SächsGVBl. S. 142), das durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
12. Juli 2013 (SächsGVBl. S. 503) geändert worden ist, sowie den §§ 72 
ff. des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23. Januar 2003 (BGBl. I S. 102), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 25. Juni 2021 (BGBl. I S. 2154), durch. Darüber hinaus 
wird für das Vorhaben eine Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem 
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) durchgeführt, 
weil festgestellt wurde, dass für das Vorhaben eine Pflicht zur Durch-
führung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht.
I.
Die Kommunale Wasserwerke GmbH beabsichtigt mit oben genanntem 
Vorhaben den Bau der Fernwasserleitung „Westringschluss zwischen 
Markkleeberg und Großzschocher, Leipzig. Es handelt sich dabei um 
einen etwa sechs Kilometer langen Leitungsabschnitt, der den Fern-
leitungsring um die Stadt Leipzig schließen soll. Damit soll für den 
Leipziger Raum, insbesondere für den Südraum Leipzigs, die Trinkwas-
sernetzstruktur optimiert und Versorgungssicherheit erhöht werden. 
Der Trassenkorridor liegt zum Teil im Stadtgebiet Leipzig, Bezirk 
Südwest, Stadtteil Großzschocher und teilweise im Landkreis Leipzig 
im westlichen Stadtgebiet Markkleeberg. Der Bereich zwischen den 
Stadtgebieten ist geprägt durch die Auenlandschaft, dem Elsterhoch-
flutbett und Sanierungsbereichen des Tagebaurestloches Cospuden. 
Zwangspunkte für die Trassenführung bilden die derzeitigen End-
punkte des Fernleitungsringes um Leipzig. Dies ist im Nordwesten die 
AST / DMA Großzschocher, bis zu welcher die Westringleitung bereits 

verlegt wurde. Im Südosten bilden die AST Seenallee / Markkleeberg 
das aktuelle Ausbauende der Südringleitung. Die nördliche Grenze 
des mittleren Planbereichs stellt die Staatsstraße S 46 (Brückenstraße, 
Ziegeleiweg) dar. Im Süden befindet sich die Plangebietsgrenze im 
Nordabschnitt des Cospudener Sees. Von der Trassenführung sind in 
der Stadt Leipzig die Gemarkung Großzschocher und die Gemarkung 
Lauer sowie in der Stadt Markkleeberg die Gemarkung Gautzsch 
betroffen.
II.
Die Planunterlagen liegen in der Zeit vom Dienstag, dem 07. Juni 2022 
bis einschließlich Mittwoch, dem 06. Juli 2022,
a.	 in der Stadt Leipzig, Neues Rathaus, Martin-Luther-Ring 4-6, 04109 

Leipzig, Stadtplanungsamt, Zimmer 498 
	 während der Dienststunden: 	
	 Montag: 	 08:00 – 15:00 Uhr
	 Dienstag:	 08:00 – 16:00 Uhr 
	 Mittwoch:	 08:00 – 15:00 Uhr
	 Donnerstag:	 08:00 – 16:00 Uhr 
	 Freitag:	 08:00 – 12:00 Uhr
b.	 in der Stadt Markkleeberg, Rathaus, Rathausplatz 1, 04416 Mark-

kleeberg, Zimmer 006
	 während der Dienststunden: 	
	 Montag: 	 08:00 – 16:00 Uhr
	 Dienstag:	 08:00 – 18:00 Uhr 
	 Mittwoch:	 08:00 – 16:00 Uhr
	 Donnerstag:	 08:00 – 18:00 Uhr 
	 Freitag:	 08:00 – 12:00 Uhr
zur allgemeinen Einsichtnahme aus.
Die Planunterlagen, die ausgelegt werden, beinhalten die technische 
Planung (Zeichnungen und Erläuterungen), einen UVP-Bericht sowie 
weitere das Vorhaben betreffende entscheidungserhebliche Berichte 
und Empfehlungen. Zu letzteren gehören:
1.	 Geotechnischer Bericht vom 18. Juli 2018
2.	 Geotechnischer Bericht vom 10. Dezember 2019
3.	 Fachbeitrag Wasserrahmenrichtlinie vom 18. Januar 2022
4.	 Limnologisches Gutachten vom 12. November 2011

Bekanntmachung über die Auslegung der  
Planunterlagen im Planfeststellungsverfahren zum  

Vorhaben „Neuverlegung Westringschluss zwischen 
Markkleeberg – Großzschocher“

https://www.lds.sachsen.de/bekanntmachung
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5.	 Gutachterliche Stellungnahme zur Trassierung des geplanten 
Westringschlusses Leipzig der TU Dresden vom 30. November 
2018 einschließlich ergänzende Stellungnahme zum Elsterflutbett 
vom 16. Oktober 2019

6.	 Bauzeitliches Grundwassererhaltungskonzept vom 28. Mai 2021
7.	 Landschaftspflegerischer Begleitplan (LBP) vom 31. März 2022
8.	 Spezielle Artenschutzrechtliche Prüfung (SaP) vom 31. März 2022
9.	 Fachbeitrag Waldumwandlung vom 31. März 2022
10.	FFH/SPA-Verträglichkeitsprüfung vom 31. März 2022 
III.	
1.	 Die betroffene Öffentlichkeit kann sich einen Monat nach Ablauf 

der Auslegungsfrist, das heißt vom 07. Juni 2022 bis einschließlich 
Montag, den 08. August 2022 bei der 
•	 Landesdirektion Sachsen, Dienststelle Chemnitz, Altchemnitzer 

Str. 41, 09120 Chemnitz oder 
•	 Landesdirektion Sachsen, Dienststelle Dresden, Stauffenbergallee 

2, 01099 Dresden oder
•	 Landesdirektion Sachsen, Dienststelle Leipzig, Braustraße 2, 

04107 Leipzig oder
•	 bei der Stadt Leipzig, Stadtplanungsamt, Neues Rathaus, Martin-

Luther-Ring 4-6, 04109 Leipzig oder
•	 bei der Stadt Markkleeberg, Stadtverwaltung, Rathausplatz 1, 

04416 Markkleeberg
	 schriftlich (mit eigenhändiger Unterschrift) oder zur Niederschrift 

zu dem Vorhaben äußern.
	 Betroffene Öffentlichkeit ist jede Person, deren Belange durch das 

Vorhaben berührt werden und jede Vereinigung, deren satzungs-
mäßiger Aufgabenbereich durch das Vorhaben berührt wird (siehe 
§ 2 Absatz 8 und 9 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeits-
prüfung, UVPG).

2.	 Die Einwendungen bzw. Äußerungen müssen den Namen und die 
volle Anschrift des Einwenders enthalten. Sie sollen den geltend 
gemachten Belang und das Maß der Beeinträchtigung erkennen 
lassen. Bei Eigentumsbeeinträchtigungen wird um Bezeichnung der 
betroffenen Grundstücke mit Flurstücknummern und Gemarkungen 
gebeten.

3.	 Sofern die Erhebung der Einwendung bei der Landesdirektion 
Sachsen erfolgt, kann die Schriftform durch die elektronische Form 
ersetzt werden. In diesem Fall ist das elektronische Dokument mit 
einer qualifizierten elektronischen Signatur zu versehen. Der Zu-
gang für elektronische Dokumente ist auf die Dateiformate .doc, 
.docx und .pdf beschränkt. Die Übermittlung des elektronischen 
Dokuments hat an die Adresse post@lds.sachsen.de zu erfolgen.

	 Informationen zum Zugang für verschlüsselte/signierte E-Mails/
elektronische Dokumente sowie elektronische Zugangswege der 
Landesdirektion Sachsen finden Sie unter www.lds.sachsen.de/
kontakt.

4.	 Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Unterschrifts-
listen unterzeichnet oder in Form vervielfältigter gleichlautender 
Texte eingereicht werden (gleichförmige Eingaben), ist auf jeder mit 
einer Unterschrift versehenen Seite ein Unterzeichner mit Namen, 
Beruf und Anschrift als Vertreter der übrigen Unterzeichner zu 
benennen. Anderenfalls können diese Einwendungen unberück-

sichtigt bleiben. Es können ferner gleichförmige Eingaben insoweit 
unberücksichtigt bleiben (§ 17 des Verwaltungsverfahrensgesetzes, 
VwVfG), als Unterzeichner ihren Namen oder ihre Anschrift nicht 
oder unleserlich angegeben haben.

	 Es wird darauf hingewiesen, dass keine Eingangsbestätigung erfolgt.
5.	 Mit Ablauf der oben genannten Einwendungs- bzw. Äußerungsfrist 

sind für das Planfeststellungsverfahren alle Einwendungen bzw. 
Äußerungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrecht-
lichen Titeln beruhen. 

	 Es wird darauf hingewiesen, dass die Landesdirektion Sachsen 
personenbezogene Daten in Erfüllung ihrer Aufgaben gemäß den 
geltenden Bestimmungen zum Datenschutz verarbeitet. Weitere 
Informationen über die Verarbeitung der Daten und Ihre Rechte 
bei der Verarbeitung der Daten finden Sie unter www.lds.sachsen.
de/datenschutz.

IV.
Die für die Durchführung des Planfeststellungsverfahrens einschließ-
lich des Umweltverträglichkeitsprüfungsverfahrens sowie für die 
Zulassungsentscheidung zuständige Behörde ist die Landesdirektion 
Sachsen. Bei dieser sind weitere relevante Informationen erhältlich. Bei 
der Landesdirektion Sachsen können auch innerhalb der oben unter 
Pkt. III.1 genannten Frist Fragen eingereicht werden.
V.
1.	 Die rechtzeitig erhobenen Einwendungen und Stellungnahmen zu 

dem Plan sind grundsätzlich in einem Termin zu erörtern. Dieser 
Erörterungstermin wird vorher bekannt gemacht.

	 Diejenigen, die Einwendungen erhoben oder Stellungnahmen 
abgegeben haben, werden von dem Erörterungstermin gesondert 
benachrichtigt. Sind mehr als 50 Benachrichtigungen vorzunehmen, 
können diese durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden.

	 Bei Ausbleiben eines Beteiligten in dem Erörterungstermin kann 
auch ohne ihn verhandelt werden.

2.	 Kosten, die durch Einsichtnahme in die Planunterlagen, für die 
Erhebung von Einwendungen und die Teilnahme am Erörterungs-
termin oder Vertreterbestellung entstehen, werden nicht erstattet.

3.	 Die Entscheidung über die Zulassung oder die Ablehnung des Vor-
habens ergeht nach Durchführung des Planfeststellungsverfahrens 
mit einem Planfeststellungsbeschluss. Im Planfeststellungsbeschluss 
wird über die Einwendungen entschieden.

	 Die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen kann 
durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden, wenn mehr als 
50 Zustellungen vorzunehmen sind.

VII.
Diese Bekanntmachung ist einschließlich der auszulegenden Plan-
unterlagen auch unter www.lds.sachsen.de/bekanntmachung unter 
der Rubrik Wasserwirtschaft sowie unter www.uvp-verbund.de ein-
sehbar. Maßgeblich ist jedoch der Inhalt der zur Einsicht ausgelegten 
Planunterlagen. ■

Leipzig, den 28. Mai 2022

Stadtplanungsamt
i. A. der Landesdirektion Sachsen

Der Planfeststellungsbeschluss des Eisenbahn-Bundesamtes, Außen-
stelle Dresden, vom 28.03.2022, Az. 521ppw/020-2020#023, liegt mit 
einer Ausfertigung des festgestellten Planes (einschließlich der Rechts-
behelfsbelehrung) in der Zeit vom 31.05.2022 bis 13.06.2022 in der Stadt 
Leipzig, Neues Rathaus, Martin-Luther-Ring 4-6, Stadtplanungsamt, 
Zimmer 498, zu den Dienststunden
Mo./Mi.		 8:00 Uhr - 15:00 Uhr
Di./Do. 		 8:00 Uhr - 16:00 Uhr
Fr. 			   8:00 Uhr - 12:00 Uhr
zur allgemeinen Einsichtnahme aus.
Der Planfeststellungsbeschluss und der festgestellte Plan können auch 
nach vorheriger Terminvereinbarung beim Eisenbahn-Bundesamt, 
Außenstelle Dresden, August-Bebel-Str. 10, 01219 Dresden, eingesehen 

werden. Er kann des Weiteren auf der Internetseite des Eisenbahn-
Bundesamtes unter www.eba.bund.de/anhoerung (Planfeststellung 
Eisenbahnüberführung Linkelstraße in Leipzig)
 ingesehen werden.

Mit dem Ende der gesetzlichen Auslegungsfrist von zwei Wochen gilt 
der Beschluss den Betroffenen gegenüber, an die keine persönliche 
Zustellung erfolgt ist, als zugestellt (§ 74 Abs. 4 Satz 3 Verwaltungs-
verfahrensgesetz). ■

Stadtplanungsamt 
i.A. des Eisenbahn-Bundesamtes

Planfeststellung für das Bauvorhaben „Änderung der Eisenbahnüberführung km 112,923  
Linkelstraße“ Bahn-km 112,430 – 112,980 Strecke 6403 Magdeburg Hbf – Halle (S) –  

Leipzig-Messe-Süd, Bahn-km 3,090 – 3,249 der Strecke 6380 Leipzig Leutzsch – Leipzig Wahren, 
Bahn-km 2,523 - 3,073 der Strecke 6382 Leipzig Wahren – Leipzig Hbf, Bahn-km 3,073 – 3,249 

der Strecke 6369 Wiederitzsch – Leipzig Engelsdorf in der Stadt Leipzig

mailto:post%40lds.sachsen.de?subject=
https://www.lds.sachsen.de/kontakt
https://www.lds.sachsen.de/kontakt
http://www.lds.sachsen.de/datenschutz
http://www.lds.sachsen.de/datenschutz
http://www.lds.sachsen.de/bekanntmachung
http://www.uvp-verbund.de
https://www.eba.bund.de/anhoerung 
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Die Ratsversammlung der Stadt Leipzig hat am 19.05.2022 die Aufstel-
lung des Bebauungsplans Nr. 470 „Quartier Schreiberstraße“ nach § 2 
Absatz 1 Baugesetzbuch (BauGB) beschlossen. Dieser Beschluss wird 
hiermit bekannt gemacht (§ 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB). Er ist im Stadt-
planungsamt, Neues Rathaus, Martin-Luther-Ring 4-6, 04109 Leipzig, 
Zimmer 498 niedergelegt und kann während der Dienststunden

	 Mo./Mi. 	 8.00 Uhr bis 15.00 Uhr		
	 Di./Do.	 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr
	 Fr. 		  8.00 Uhr bis 12.00 Uhr

für die Dauer von zwei Wochen kostenlos eingesehen werden, er ist 
auch im Internet über das Ratsinformationssystem der Stadt Leipzig 
abrufbar unter https://ratsinfo.leipzig.de (Vorlage Nr. VII-DS-06633). 
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Bebauungsplan Nr. 470 „Quartier Schreiberstraße“,  
Leipzig-Nordost, Aufstellungsbeschluss

Das Plangebiet für den Bebauungsplan Nr. 470 befindet sich in Leipzig 
Nordost, im Ortsteil Schönefeld-Abtnaundorf zwischen Ossietzky-
straße, Gorkistraße, Scheumannstraße und Clara-Wieck-Straße (ent-
sprechend kartenmäßiger Darstellung). 

Einem beschlossenen Antrag (VII-A-05500) aus dem Stadtrat folgend 
soll die bauliche Entwicklung in diesem Bereich planerisch gesteuert 
werden. Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes wird eine städte-
bauliche Nachverdichtung zur Entwicklung eines familienfreundlichen 
und sozial durchmischten Stadtquartiers sowie die Qualifizierung 
von Freiräumen zur Steigerung der Aufenthaltsqualität angestrebt. ■

Dezernat Stadtentwicklung und Bau
Stadtplanungsamt

Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 470 „Quartier Schreiberstraße“, (fett umrandet). 
Kartengrundlage: Amt für Geoinformation und Bodenordnung

https://ratsinfo.leipzig.de
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Die Ratsversammlung der Stadt Leipzig hat am 19.05.2022 die Auf-
stellung des Bebauungsplans Nr. 471 „Quartier östlich Karl-Heine-
Kanal/Industriestraße“ nach §  2 Absatz 1 Baugesetzbuch (BauGB) 
beschlossen. Dieser Beschluss wird hiermit bekannt gemacht (§ 2 Abs. 
1 Satz 2 BauGB). Er ist im Stadtplanungsamt, Neues Rathaus, Martin-
Luther-Ring 4-6, 04109 Leipzig, Zimmer 498 niedergelegt und kann 
während der Dienststunden

	 Mo./Mi. 	 8.00 Uhr bis 15.00 Uhr		
	 Di./Do.	 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr
	 Fr. 		  8.00 Uhr bis 12.00 Uhr

für die Dauer von zwei Wochen kostenlos eingesehen werden, er ist 
auch im Internet über das Ratsinformationssystem der Stadt Leipzig 
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Bebauungsplan Nr. 471 „Quartier östlich  
Karl-Heine-Kanal/Industriestraße“, Leipzig-Südwest,  

Aufstellungsbeschluss 

abrufbar unter https://ratsinfo.leipzig.de (Vorlage Nr. VII-DS-06868). 
Das Plangebiet für den Bebauungsplan Nr. 470 befindet sich in Leipzig 
Südwest, im Ortsteil Plagwitz zwischen dem Karl-Heine-Kanal, Non-
nenstraße, Industriestraße und Zschochersche Straße (entsprechend 
kartenmäßiger Darstellung). 

Um mögliche Neubauvorhaben in Einklang mit den schon vorhandenen 
Gebäuden und benachbarten Baudenkmalen zu bringen, sollen mit 
dem Bebauungsplan verbindliche Vorgaben zur Baustruktur und der 
baulichen Dichte bei Erhalt und Aufwertung vorhandener und ggf. 
unter Entwicklung neuer Freiräume getroffen werden. ■

Dezernat Stadtentwicklung und Bau
Stadtplanungsamt

Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 471 „Quartier östlich Karl-Heine-Kanal/Industriestraße“, (fett umrandet). 
Kartengrundlage: Amt für Geoinformation und Bodenordnung

https://ratsinfo.leipzig.de
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Der Stadtrat hat in seiner Ratsversammlung am 19.05.2022 den Jahres-
abschluss für das Wirtschaftsjahr 2020 festgestellt. Gemäß § 34 (2) der 
Sächsischen Eigenbetriebsverordnung wird das Jahresergebnis wie 
folgt bekannt gegeben:

1. 	Der Jahresabschluss für das Wirtschaftsjahr 01.01.2020 bis 31.12.2020 
wird wie folgt festgestellt:

				    Stand 31.12.2020 
Bilanzsumme	 5.908.534,91 Euro
davon entfallen:
Aktiva	
		  Anlagevermögen	 1.117.515,66 Euro
		  Umlaufvermögen	 4.790.180,30 Euro
		  Rechnungsabgrenzungsposten	 838,95 Euro
Passiva
		  Eigenkapital	
		  Stammkapital	 205.000,00 Euro
		  Kapitalrücklage 	 877.937,96 Euro
		  Gewinnrücklage	  59.425,51 Euro
		  Gewinn-/Verlustvortrag Vorjahre 	 459.773,27 Euro
		  Gewinn / Verlust 	 790.495,91 Euro
		  Sonderposten für
		  Investitionszuwendungen	 799.026,24 Euro
		  Rückstellungen 	 475.347,42 Euro
		  Verbindlichkeiten	 1.995.262,19 Euro
		  Rechnungsabgrenzungsposten	  0,00 Euro
Summe der Erträge	 14.651.119,89 Euro
Summe der Aufwendungen	 13.860.623,98 

Euro	
Jahresüberschuss	 790.495,91 Euro

2. In Höhe des Jahresüberschusses von Euro 790.495,91 erfolgt eine 
Mittelweiterleitung nach §  58 Nr. 1 Abgabenordnung an den 
städtischen Haushalt zur zeitnahen (im Sinne des § 55 Abs. 1 Nr. 5 
Abgabenordnung) und ausschließlichen Verwendung für steuer-
begünstigte Zwecke im Sinne der §§ 52 bis 54 Abgabenordnung. 
Diese Mittel werden ausschließlich zur Instandsetzung/ Sanierung 
eines geeigneten Objektes für die Betreuung von Kindern und 
Jugendlichen verwendet. Vorbehaltlich der Fassung des entspre-
chenden Baubeschlusses werden die Mittel zur Kostendeckung der 
Baumaßnahme Neubauten Leipziger Straße, 04178 Leipzig (Pla-
nungsbeschluss VI-DS-04973-NF-01) verwendet. Die Stadt Leipzig 
wird diese Verwendung dokumentieren und dem Eigenbetrieb eine 
Bestätigung über die zeitnahe und ausschließliche Verwendung für 
steuerbegünstigte Zwecke erteilen.

3. Der Betriebsleitung wird für das Wirtschaftsjahr 01.01.2020 bis 
31.12.2020 Entlastung erteilt.

Von der Bansbach GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuerbera-
tungsgesellschaft wurde dem Jahresabschluss zum 31.12.2020 und dem 
Lagebericht für das Wirtschaftsjahr 2020 des Verbundes Kommunaler 
Kinder- und Jugendhilfe (VKKJ), Eigenbetrieb der Stadt Leipzig, der 
folgende unter dem 26. April 2021 unterzeichnete uneingeschränkte 
Bestätigungsvermerk erteilt:

„Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers

An den Verbund Kommunaler Kinder- und Jugendhilfe Eigenbetrieb 
der Stadt Leipzig, Leipzig

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss der Verbund Kommunaler Kinder- und 
Jugendhilfe Eigenbetrieb der Stadt Leipzig, Leipzig, - bestehend aus der 
Bilanz zum 31. Dezember 2020 und der Gewinn- und Verlustrechnung 
für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar 2020 bis zum 31. Dezember 2020 
sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- 
und Bewertungsmethoden - geprüft. Darüber hinaus haben wir den 

Lagebericht des Verbundes Kommunaler Kinder- und Jugendhilfe 
Eigenbetrieb der Stadt Leipzig für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar 
2020 bis zum 31. Dezember 2020 geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen 
Erkenntnisse

•	 entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen 
Belangen den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung des 
Freistaates Sachsen i. V. m. den einschlägigen deutschen, für 
große Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen 
Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächli-
chen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und 
Finanzlage des Eigenbetriebs zum 31. Dezember 2020 sowie 
seiner Ertragslage für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar 2020 
bis zum 31.Dezember 2020 und

•	 vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffen-
des Bild von der Lage des Eigenbetriebs. In allen wesentlichen 
Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahresab-
schluss, entspricht den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung 
des Freistaates Sachsen und stellt die Chancen und Risiken der 
zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung 
zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahres-
abschlusses und des Lageberichtes geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts in Übereinstimmung mit §  317 HGB und §  32 SächsEigBVO 
unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) fest-
gestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und 
Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers 
für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres 
Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem 
Unternehmen unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen 
handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben 
unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit 
diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von 
uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um 
als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und 
zum Lagebericht zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Betriebsausschusses sowie 
des Stadtrates für den Jahresabschluss und den Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des 
Jahresabschlusses, der den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung 
des Freistaates Sachsen i. V. m. den einschlägigen deutschen, für große 
Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in 
allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresab-
schluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild 
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebs vermittelt. 
Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen 
Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsät-
zen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, 
um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei 
von wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen 
Darstellungen ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter 
dafür verantwortlich, die Fähigkeit des Eigenbetriebs zur Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie 
die Verantwortung, Sachverhalte im Zusammenhang mit der Fort-
führung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. 

Feststellung des Jahresabschlusses 2020  
des Eigenbetriebes Verbund Kommunaler Kinder-  

und Jugendhilfe Leipzig
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Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des 
Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmens-
tätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche 
Gegebenheiten entgegenstehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Auf-
stellung des Lageberichts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der 
Lage des Eigenbetriebs vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen 
mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den Vorschriften der Eigen-
betriebsverordnung des Freistaates Sachsen entspricht und die Chancen 
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner 
sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen 
und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um 
die Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzu-
wendenden Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung des Freistaates 
Sachsen zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise 
für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können. 

Der Betriebsausschuss und der Stadtrat sind verantwortlich für die 
Überwachung des Rechnungslegungsprozesses des Eigenbetriebs zur 
Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob 
der Jahresabschluss als Ganzes frei von wesentlichen - beabsichtigten 
oder unbeabsichtigten -falschen Darstellungen ist, und ob der Lage-
bericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Eigenbetriebs 
vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss 
sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang 
steht, den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung des Freistaates 
Sachsen entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen 
Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk 
zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum 
Lagebericht beinhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine 
Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB und §  
32 SächsEigBVO unter Beachtung der vom Institut der Wirtschafts-
prüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche 
Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus Ver-
stößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesentlich 
angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie 
einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses 
und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von 
Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und 
bewahren eine kritische Grundhaltung. Darüber hinaus

•	 identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher - be-
absichtigter oder unbeabsichtigter - falscher Darstellungen im 
Jahresabschluss und im Lagebericht, planen und führen Prüfungs-
handlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen 
Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als 
Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass 
wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei 
Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches 
Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, 
irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner 
Kontrollen beinhalten können.

•	 gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des 
Jahresabschlusses relevanten internen Kontrollsystem und den 
für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und 
Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den 

gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem 
Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme des 
Eigenbetriebs abzugeben.

•	 beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen 
Vertretern angewandten Rechnungslegungsmethoden sowie die 
Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern dargestellten 
geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben.

•	 ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des 
von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rechnungsle-
gungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit 
sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, 
ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Er-
eignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel 
an der Fähigkeit des Eigenbetriebs zur Fortführung der Unter-
nehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss 
kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir 
verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen 
Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam 
zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser 
jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere 
Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum 
unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. 
Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu 
führen, dass der Eigenbetrieb seine Unternehmenstätigkeit nicht 
mehr fortführen kann.

•	 beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt 
des Jahresabschlusses einschließlich der Angaben sowie ob der 
Jahresabschluss die zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle und 
Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung 
der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein 
den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebs vermittelt.

•	 beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresab-
schluss, seine Gesetzesentsprechung und das von ihm vermittelte 
Bild von der Lage des Eigenbetriebs.

•	 führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen 
Vertretern dargestellten zukunftsorientierten Angaben im 
Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prü-
fungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den 
zukunftsorientierten Angaben von den gesetzlichen Vertretern 
zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen 
die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben 
aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu 
den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrunde lie-
genden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches 
unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von 
den zukunftsorientierten Angaben abweichen. 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter 
anderem den geplanten Umfang und die Zeitplanung der Prüfung 
sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwai-
ger Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer 
Prüfung feststellen.“

Den vorstehenden Bericht über die Prüfung des Jahresabschlusses 
des Verbundes Kommunaler Kinder- und Jugendhilfe der Stadt 
Leipzig, Leipzig, für das Wirtschaftsjahr 1. Januar 2020 bis zum 31. 
Dezember 2020 und den Lagebericht für das Wirtschaftsjahr 2020 
erstatten wir in Übereinstimmung mit den gesetzlichen Vorschriften 
und den Grundsätzen ordnungsgemäßer Erstellung von Prüfungs-
berichten (IDW PS 450 n. F.).

Hinweis zur öffentlichen Auslegung: Der Jahresabschluss 2020 und 
der Lagebericht 2020 liegen vom 30.05.2022 bis zum 13.06.2022, in der 
Zeit von 09:00 bis 15:00 Uhr, in der Geschäftsstelle des Eigenbetrie-
bes Verbund Kommunaler Kinder- und Jugendhilfe, Sommerfelder 
Straße 71, in 04316 Leipzig, öffentlich aus. ■
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Die Kreisfreie Stadt Leipzig erlässt auf der Grundlage des § 28 Abs. 1 
Satz 1, § 29 Abs. 1 und 2, § 30 Abs. 1 Satz 2 des Infektionsschutzgesetzes 
in Verbindung mit § 1 Abs. 1 Satz 1 der Verordnung der Sächsischen 
Staatsregierung und des Sächsischen Staatsministeriums für Soziales 
und Gesellschaftlichen Zusammenhalt zur Regelung der Zuständig-
keiten nach dem Infektionsschutzgesetz und für die Kostenerstattung 
für Impfungen und andere Maßnahmen der Prophylaxe folgende

Allgemeinverfügung:
1. Begriffsbestimmung
	 Die Regelungen dieser Allgemeinverfügung gelten, soweit nicht 

anders angegeben, für folgende Personen (betroffene Personen):
1.1	Personen, die engen Kontakt zu einer mit dem Coronavirus SARS-

CoV-2 infizierten Person (Quellfall) nach den jeweils geltenden 
Kriterien des Robert Koch-Instituts hatten, gelten als enge Kontakt-
personen. Dazu gehören Personen, die mit der positiv getesteten 
Person in einem Hausstand zusammenleben (Hausstandsangehö-
rige) und vergleichbare enge Kontaktpersonen. 

1.2	Personen, die Symptome zeigen, die auf eine SARS-CoV-2-Infektion 
hindeuten (COVID-19-typische Symptome), und für die entweder 
das Gesundheitsamt eine Testung auf SARS-CoV-2 angeordnet hat 
oder die sich aufgrund der Symptome nach ärztlicher Beratung einer 
Testung auf SARS-CoV-2 unterzogen haben (Verdachtspersonen). 

1.3	Personen, die sich selbst mittels Antigenschnelltest positiv getestet 
haben (sog. Selbsttest), der ohne fachkundige Aufsicht durchgeführt 
wurde, gelten bis zum Vorliegen des Ergebnisses des PCR-Tests 
(molekularbiologische Untersuchung auf das Vorhandensein von 
Coronavirus SARS-CoV-2) als Verdachtsperson.

1.4	Personen, die Kenntnis davon haben, dass ein nach Inkrafttreten 
dieser Allgemeinverfügung bei ihnen vorgenommener PCR-Test 
oder Antigenschnelltest (Antigentest für den direkten Erregernach-
weis von SARS-CoV-2) oder ein unter fachkundiger Aufsicht selbst 
durchgeführter Antigenschnelltest oder PCR-Test ein positives 
Ergebnis aufweist sind positiv getestete Personen. Das gilt auch 
dann, wenn sie bisher Verdachtspersonen nach Nr. 1.2 oder Nr. 1.3 
dieser Allgemeinverfügung waren. 

1.5	Einem PCR-Test (molekularbiologische Untersuchung auf das Vor-
handensein des Coronavirus SARS-CoV-2) ist die Diagnostik mit 
weiteren Methoden des Nukleinsäurenachweises, wie zum Beispiel 
PoC-NAT-Tests, gleichgestellt. 

1.6 Die Regelungen dieser Allgemeinverfügung gelten zudem für be-
troffene Personen, die nicht ihren gewöhnlichen Aufenthalt in der 
Kreisfreien Stadt Leipzig haben oder zuletzt hatten, wenn der Anlass 
für die Amtshandlung in der Kreisfreien Stadt Leipzig hervortritt. 
In diesen Fällen wird das örtlich zuständige Gesundheitsamt unver-
züglich unterrichtet. Die Regelungen dieser Allgemeinverfügung 
gelten so lange fort, bis das örtlich zuständige Gesundheitsamt 
etwas Anderes entscheidet.

2.	 Absonderung und weitere Schutzmaßnahmen
2.1 Engen Kontaktpersonen wird dringlich empfohlen, insbesondere 

Kontakte zu vulnerablen Personen zu reduzieren, auf eigene Symp-
tome zu achten und sich mittels Antigenschnelltest auf das Vorliegen 
einer Infektion mit SARS-Cov-2 zu testen oder testen zu lassen. Die 
Testung soll am 3. oder 4. Tag nach dem Kontakt zu der positiv ge-
testeten Person stattfinden.  Entwickeln diese COVID-19-typische 
Symptome, müssen sie sich selbst in Absonderung begeben und 
eine zeitnahe Testung veranlassen.

2.2 Verdachtspersonen müssen sich unverzüglich nach Vornahme der 
Testung absondern. Verdachtspersonen, die sich selbst mittels eines 
Selbsttests positiv getestet haben, müssen unverzüglich einen PCR-
Test durchführen lassen. Bis zum Vorliegen des Testergebnisses 
müssen sich die Personen in jedem Fall absondern. Im Fall eines 

positiven PCR-Testergebnisses gilt die Person als positiv getestete 
Person. Verdachtspersonen sind verpflichtet, ihre Hausstandsange-
hörigen über den Verdacht auf eine Infektion zu informieren und 
auf das Gebot zur Kontaktreduzierung hinzuweisen.

2.3 Positiv getestete Personen sind verpflichtet, 
•	 sich unverzüglich nach Kenntniserlangung des positiven Test-

ergebnisses abzusondern. Hierzu bedarf es keiner gesonderten 
Anordnung oder Mitteilung durch das Gesundheitsamt. Die Iso-
lation gilt auf Grund dieser Allgemeinverfügung als angeordnet.

•	 im Falle der Testung mit einem Antigenschnelltest, einen PCR-
Test durchführen zu lassen.

•	 ihren Hausstandsangehörigen und ggf. vergleichbaren Kontakt-
personen ihr positives Testergebnis mitzuteilen und sie darüber 
zu informieren, dass sie ihre Kontakte zu vulnerablen Gruppen 
reduzieren, auf Symptome achten und sich am 3. oder 4. Tag 
nach dem Kontakt testen sollen.

	 Personen, welche die Corona-Warn-App heruntergeladen haben, 
wird dringend empfohlen, das positive Testergebnis zu teilen. 

	 Der Nachweis des positiven PCR-Testergebnisses ist aufzubewah-
ren, um bei Bedarf ein Genesenenzertifikat erstellen zu lassen bzw. 
diesen für etwaige Anträge auf Entschädigungen für Verdienstaus-
fälle einzureichen. Der PCR-Testnachweis dient als Nachweis der 
Absonderung gegenüber Dritten.

2.4 Die Absonderung hat in einer Wohnung oder einem anderweitig 
räumlich abgrenzbaren Teil eines Gebäudes (Absonderungsort) 
zu erfolgen. 

2.5 Verdachtspersonen und positiv getestete Personen dürfen während 
der Zeit der Absonderung den Absonderungsort ausschließlich 
nur für die Durchführung der Testung, die Inanspruchnahme 
medizinischer Behandlungen oder zur Sterbebegleitung unter 
strenger Beachtung der Hygieneregeln (FFP2-Maske, Abstands-
regeln) verlassen. 

2.6 In der gesamten Zeit der Absonderung muss eine räumliche oder 
zeitliche Trennung des/der Betroffenen von anderen Hausstands-
angehörigen sichergestellt sein. Eine „zeitliche Trennung“ kann z. 
B. dadurch erfolgen, dass die Mahlzeiten nicht gemeinsam, sondern 
nacheinander eingenommen werden. Eine „räumliche Trennung“ 
kann z. B. dadurch erfolgen, dass sich die betroffene Person in einem 
anderen Raum als die anderen Hausstandsangehörigen aufhält.

2.7 Während der Absonderung darf die betroffene Person keinen Be-
such durch Personen, die nicht zum selben Hausstand gehören, 
empfangen. Das Gesundheitsamt kann im begründeten Einzelfall 
eine andere Entscheidung treffen. 

3.	 Pflichten der testenden Stelle
3.1 Die testende Stelle informiert die Verdachtsperson und die ge-

testete Person schriftlich oder elektronisch über die in 2.2 und 2.3 
genannten Pflichten. Die Meldepflichten gemäß § 6 Abs. 1 Nr. 1 
Buchst. t und § 7 Abs. 1 Nr. 44a IfSG bleiben davon unberührt und 
erfolgen grundsätzlich digital unter Nutzung eines individuellen 
e-Meldeportals des Gesundheitsamtes. Positive Testergebnisse, die 
im Rahmen von „Freitestungen“ erbracht wurden, sollen nicht an 
das Gesundheitsamt übermittelt werden. Hierzu ist es notwendig, 
dass die testende Stelle den PCR-Testnachweis, auf den die Ab-
sonderung begründet ist, einsieht.

3.2 Die testende Stelle übermittelt die Mobiltelefonnummer und die 
E-Mail-Adresse der getesteten Person an das Labor der PCR-Dia-
gnostik, wenn sie diese Daten von der getesteten Person erhalten 
hat. Bei direkter Übermittlung des Testergebnisses an das Gesund-
heitsamt übermittelt die testende Stelle die Mobiltelefonnummer 
und die E-Mail-Adresse an das Gesundheitsamt. 

4. Maßnahmen während der Absonderung
4.1 Die Verdachtspersonen und die positiv getesteten Personen haben 

Bekanntmachung der Kreisfreien Stadt Leipzig vom 28.05.2022
Allgemeinverfügung der Stadt Leipzig zum Vollzug des Gesetzes  

zur Verhütung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten  
beim Menschen (IfSG)

Absonderung von Verdachtspersonen und von positiv  
auf das Coronavirus getesteten Personen
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die erforderlichen Hygiene- und Schutzmaßnahmen, insbesondere 
zur Verhinderung einer weiteren Verbreitung der Infektionen, zu 
beachten und einzuhalten.

4.2 Positiv getestete Personen haben ggf. Untersuchungen (z. B. 
ärztliche Konsultationen und Diagnostik) und die Entnahme von 
Untersuchungsmaterial durch Beauftragte des Gesundheitsamtes 
an sich vornehmen zu lassen. 

5.	 Weitergehende Regelungen und Tätigkeit während der Abson-
derung bzw. zur Wiederaufnahme der Tätigkeit

5.1 Sollte während der Absonderung eine weitergehende medizinische 
Behandlung oder ein Rettungstransport erforderlich werden, muss 
die betroffene Person vorab telefonisch die versorgende Einrich-
tung oder den Rettungsdienst über den Grund der Absonderung 
informieren. 

5.2 Ist die betroffene Person minderjährig oder ist eine Betreuerin 
oder ein Betreuer angeordnet, sind die Personensorgeberechtigten 
der betroffenen Person für die Einhaltung der Absonderung ver-
antwortlich.

5.3 Ist die Arbeitsfähigkeit in der Pflege, der medizinischen Versorgung 
oder der Eingliederungshilfe trotz Ausschöpfung aller organisato-
rischen Möglichkeiten gefährdet, können asymptomatische positiv 
getestete Personen die berufliche Tätigkeit unter Beachtung von 
Auflagen zur Einhaltung der Infektionshygiene ausüben („Arbeits-
quarantäne“). Dies ist nur zur Versorgung von an COVID-19 
erkrankten Personen unter Tragen einer FFP2-Maske und der Ein-
haltung der Hygienemaßnahmen gestattet. Die Unterbrechung der 
Absonderung gilt ausschließlich für die Ausübung der Tätigkeit. 
Das zuständige Gesundheitsamt ist über die Einsatzdauer der ab-
gesonderten Person unverzüglich zu informieren. 

	 Für die Wiederaufnahme der Tätigkeit müssen Personen, die 
aufgrund eines positiven Testergebnisses abgesondert wurden, 
48 Stunden symptomfrei sein und einen negativen Testnachweis 
vorlegen. Dem Testnachweis muss ein frühestens am 5. Tag durch-
geführter Test bei einem Leistungserbringer gemäß § 6 Absatz 1 der 
Coronavirus-Testverordnung oder als Fremdtestung im Rahmen 
des einrichtungsbezogenen Testkonzepts zugrunde liegen. Dem 
negativen Testnachweis ist ein PCR-Testergebnis mit einem CT-
Wert über 30 gleichgestellt. Nach dem 10. Tag der Absonderung 
ist kein Testnachweis notwendig.

5.4 Ist die Aufrechterhaltung des Geschäftsbetriebs in einem Unter-
nehmen der kritischen Infrastruktur oder des Dienstbetriebs einer 
Behörde trotz Ausschöpfung aller organisatorischen Möglich-
keiten, wie der Umsetzung von Personal aus anderen Bereichen, 
durch die Absonderung gefährdet, so gilt Folgendes: Es kann im 
dringenden Einzelfall bei asymptomatischen positiv getesteten 
Personen die Ausübung der beruflichen Tätigkeit außerhalb des 
Absonderungsortes unter Tragen einer FFP2-Maske und der Ein-
haltung der Hygienemaßnahmen zum Schutz anderer Mitarbeiter 
möglich. Das zuständige Gesundheitsamt ist über die Einsatzdauer 
der abgesonderten Person unverzüglich zu informieren. 

6.	 Beendigung der Maßnahmen, Übergangsregelung
6.1 Bei Verdachtspersonen endet die Absonderung mit dem Vorliegen 

eines negativen Testergebnisses (PCR-Test). Das negative Test-
ergebnis ist auf Verlangen des Gesundheitsamtes schriftlich oder 
elektronisch zu bestätigen. Ist das Testergebnis der Verdachtsperson 
positiv, gelten die Regelungen zur positiv getesteten Person (6.2). 

6.2 Bei positiv getesteten Personen endet die Absonderung nach 5 
Tagen, wenn in den letzten 48 Stunden keine Symptome auftraten. 
Bei fortbestehenden Symptomen oder einem positiven Testnachweis 
von SARS-CoV-2 über den fünften Tag hinaus, verlängert sich der 
Absonderungszeitraum bis 48 Stunden Symptomfreiheit erreicht 
sind, längstens bis zum zehnten Tag. 

	 Zur Beendigung der Absonderung ist kein Testnachweis erforder-
lich. Für die Berechnung der Absonderungszeit ist als Beginn der 
Tag zu Grunde legen an dem der Test durchgeführt wurde. Ab-
weichend davon kann bei vorher bestehender Symptomatik und 
eigenständiger Absonderung für den Beginn zwei Tage vor der 
Testabnahme zurückgerechnet werden. Ab dem Tag nach dem 
Beginn wird gezählt bis die Anzahl an Tagen der Absonderungszeit 
erreicht ist (volle Tage).

	 Die Berechnung der Absonderungsdauer erfolgt eigenverantwort-
lich. Hierzu kann der Quarantänerechner, Link:  https://www.
leipzig.de/jugend-familie-und-soziales/gesundheit/neuartiges-
coronavirus-2019-n-cov/quarantaene   – zur Hilfe genutzt werden. 

	 Nach Beendigung der Absonderung wird den betroffenen Perso-

nen empfohlen, anschließend für weitere fünf Tage außerhalb der 
eigenen Wohnung – insbesondere in geschlossenen Räumen – eine 
FFP2-Maske zu tragen und unnötige Kontakte zu anderen Personen 
zu vermeiden.

	 Bei Personen, deren positiver Antigenschnelltest nicht durch den 
im Anschluss durchgeführten PCR-Test bestätigt wird, endet die 
Absonderung sofort mit dem Vorliegen des negativen PCR-Test-
ergebnisses. 

7. 	Zuwiderhandlungen
Eine Zuwiderhandlung gegen diese Allgemeinverfügung kann nach 
§ 73 Abs. 1a Nr. 6 i.V.m. Abs.2 IfSG als Ordnungswidrigkeit mit einer 
Geldbuße bis zu 25.000 EUR geahndet werden. Wird die Zuwider-
handlung vorsätzlich begangen und dadurch die Coronavirus-Krank-
heit-2019 (COVID-19) verbreitet, kann dies gemäß § 74 IfSG als Straftat 
geahndet werden.

8. 	Sofortige Vollziehbarkeit, Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
Diese Allgemeinverfügung ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar. Sie 
tritt am 30.05.2022 in Kraft und mit Ablauf des 26.06.2022 außer Kraft. 

Begründung
Nach § 28 Abs. 1 Satz 1 IfSG trifft die zuständige Behörde die not-
wendigen Schutzmaßnahmen, insbesondere die in den §§ 29 bis 31 
IfSG genannten, wenn Kranke, Krankheitsverdächtige, Ansteckungs-
verdächtige oder Ausscheider festgestellt werden, soweit und solange 
es zur Verhinderung der Verbreitung übertragbarer Krankheiten er-
forderlich ist. Die Zuständigkeit der Kreisfreien Stadt Leipzig ergibt 
sich aus § 1 Absatz 1 Satz 1 der Verordnung der Sächsischen Staats-
regierung und des Sächsischen Staatsministeriums für Soziales und 
Gesellschaftlichen Zusammenhalt zur Regelung der Zuständigkeiten 
nach dem Infektionsschutzgesetz und für die Kostenerstattung für 
Impfungen und andere Maßnahmen der Prophylaxe. 
Bei SARS-CoV-2 handelt es sich um einen Krankheitserreger im Sinn 
des § 2 Nr. 1 IfSG, der sich in kurzer Zeit weltweit verbreitet. Es war 
zu beobachten, dass es auch in der Kreisfreien Stadt Leipzig zu einer 
raschen Verbreitung der Infektion in der Bevölkerung gekommen ist. 
Insbesondere bei ungeimpften älteren Menschen und Vorerkrankten 
besteht ein sehr hohes Erkrankungs- und Sterberisiko. Zunehmend 
erkranken auch jüngere Menschen schwer.
Da derzeit der Anteil der Geimpften an der Gesamtbevölkerung noch 
nicht ausreichend hoch ist und keine wirksamen Therapien zur Ver-
fügung stehen, besteht die Gefahr einer Verstärkung des Infektions-
geschehens mit erheblichen Folgen für Leben und Gesundheit insb. des 
ungeimpften Teils der Bevölkerung, einer möglichen Überforderung 
des Gesundheitssystems und der Entwicklung von Virusvarianten 
unvermindert fort.
Nach der Risikobewertung des Robert Koch-Instituts handelt es sich 
weltweit und in Deutschland nach wie vor um eine sehr dynamische 
und ernst zu nehmende Situation. Aufgrund der rasanten Verbreitung 
der Omikronvariante, die sich nach derzeitigem Kenntnisstand deutlich 
schneller und effektiver verbreitet als die bisherigen Virusvarianten, 
kommt es zu einem weiterhin hohen Infektionsgeschehen. 
Die Infektionsgefährdung wird für die Gruppe der Ungeimpften als 
sehr hoch, für die Gruppen der Genesen und Geimpften mit voll-
ständiger Impfung als hoch und für die Gruppe der Geimpften mit 
Auffrischimpfung als moderat eingeschätzt. 
Gerade angesichts schwerer und lebensbedrohender Krankheitsver-
läufe muss es Ziel sein, durch geeignete Maßnahmen eine Ausbreitung 
der Infektion mit SARS-CoV-2 soweit wie möglich zeitlich zu verlang-
samen. Dazu gehört die Absonderung von Personen, die positiv auf das 
Vorhandensein des Coronavirus SARS-CoV-2 getestet wurden sowie 
die Testung vor Wiederaufnahme der Tätigkeit bei Beschäftigten, die 
mit vulnerablen Personen arbeiten. Nur so können auch die Risiko-
gruppen ausreichend geschützt werden. Die Absonderung ist dabei 
aus infektionsmedizinischer Sicht eine entscheidende Maßnahme zur 
Unterbrechung möglicher Infektionsketten. 
Aufgrund einer dynamischen Zunahme der Infektionszahlen ist der 
Fokus bei den Gesundheitsämtern auf die Bearbeitung der Infektions-
meldungen zu legen. Die positiv getesteten Personen sind verpflichtet, 
sich eigenverantwortlich abzusondern. 
Zu Nr. 1:
Unter die Definition einer engen Kontaktperson fallen die Personen, 
die einen engen Kontakt zu SARS-CoV-2 infizierten Personen bzw. 
COVID-19-Erkrankten gehabt haben. Die Mitglieder eines Hausstandes 
gehören schon allein aufgrund der täglichen räumlichen und körper-
lichen Nähe zu den engen Kontaktpersonen. 

https://www.leipzig.de/jugend-familie-und-soziales/gesundheit/neuartiges-coronavirus-2019-n-cov/quarantaene
https://www.leipzig.de/jugend-familie-und-soziales/gesundheit/neuartiges-coronavirus-2019-n-cov/quarantaene
https://www.leipzig.de/jugend-familie-und-soziales/gesundheit/neuartiges-coronavirus-2019-n-cov/quarantaene
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Unter Verdachtsperson werden Personen verstanden, die Symptome 
zeigen, die mit einer SARS-CoV-2-Infektion vereinbar sind und die 
sich nach ärztlicher Beratung einer solchen Testung unterzogen haben. 
Als Verdachtspersonen werden auch Personen gezählt, die sich selber 
mittels eines sogenannten Selbsttests getestet haben. 
Positiv getestete Personen sind alle Personen, die Kenntnis davon 
haben, dass eine nach Inkrafttreten dieser Allgemeinverfügung bei 
ihnen vorgenommene molekularbiologische Untersuchung auf das 
Vorhandensein von Coronavirus SARS-CoV-2 bzw. ein nach Inkraft-
treten dieser Allgemeinverfügung bei ihnen vorgenommener Anti-
gentest für den direkten Erregernachweis von SARS-CoV-2 oder ein 
unter fachkundiger Aufsicht selbst durchgeführter Antigenschnelltest 
oder PCR Test ein positives Ergebnis aufweist. 
Das Gesundheitsamt der Kreisfreien Stadt Leipzig ist für den Vollzug 
des Infektionsschutzgesetzes zuständig. Die örtliche Zuständigkeit 
besteht für betroffene Personen, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt in 
der Kreisfreien Stadt Leipzig haben oder zuletzt hatten. Dies entspricht 
regelmäßig dem Wohnsitz der Personen.
Bei Gefahr im Verzug gilt eine Notzuständigkeit auf der Grundlage 
des § 3 Abs. 4 Verwaltungsverfahrenssetz in Verbindung mit § 1 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes für den Freistaat Sachsen auch für 
betroffene Personen, die nicht ihren gewöhnlichen Aufenthalt in der 
Kreisfreien Stadt Leipzig haben oder zuletzt hatten. Unaufschiebbare 
Maßnahmen müssen danach durch das örtliche Gesundheitsamt ge-
troffen werden, in dessen Bezirk der Anlass für die Amtshandlung 
hervortritt. In Anbetracht der genannten erheblichen Gefahren für die 
Gesundheit, die körperliche Unversehrtheit und das Leben zahlreicher 
Personen durch schwere und lebensbedrohende Krankheitsverläufe 
besteht Gefahr in Verzug bei allen betroffenen Personen, für die in der 
Kreisfreien Stadt Leipzig der Anlass für die Absonderung hervortritt. 
Die sofortige Entscheidung ist zur Verhinderung der weiteren Ver-
breitung des Coronavirus SARS-CoV-2 und damit im öffentlichen 
Interesse notwendig. Die Zuständigkeit endet dort, wo die eigentlich 
zuständige Behörde wieder handlungsfähig ist. Das eigentlich örtlich 
zuständige Gesundheitsamt wird unverzüglich unterrichtet.
Zu Nr. 2:
Enge Kontaktpersonen müssen sich grundsätzlich nicht absondern. 
Aufgrund der hohen Ansteckungsfähigkeit des Virus wird jedoch 
allen Kontaktpersonen empfohlen, auf Symptome zu achten, sich am 
3. oder 4. Tag nach dem Kontakt zu testen und Kontakte, insbesondere 
zu vulnerablen Personen, zu minimieren. Daher ist es auch weiterhin 
notwendig, dass Personen erfahren, wenn sie Kontakt zu einer in-
fizierten Person hatten.
Die Absonderung von engen Kontaktpersonen kann angeordnet 
werden.
Zur Eindämmung von Infektionen ist es zudem erforderlich, dass 
sich auch diejenigen Personen, die Symptome zeigen, die auf eine 
SARS-CoV-2-Infektion hindeuten (COVID-19-typische Symptome) 
und die sich aufgrund der Symptome nach ärztlicher Beratung einer 
Testung auf SARS-CoV-2 unterzogen haben (Verdachtspersonen), 
zunächst in Absonderung begeben. Der beratende Arzt hat die Ver-
dachtsperson über die Verpflichtung zur Quarantäne zu informieren. 
Die Meldepflicht nach § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Buchst. t und § 7 Abs. 
1 Satz 1 Nr. 44a IfSG, die auch in Fällen gilt in denen die betreffende 
Person nicht bereit ist, sich freiwillig einer Testung zu unterziehen, 
bleibt unberührt. Für Personen, die sich ohne Symptome einer ledig-
lich aus epidemiologischer Indikation vorsorglich vorgenommenen 
Testung (etwa einer sogenannten „Reihentestung“) unterziehen, gilt 
die Pflicht zur Absonderung nach dieser Allgemeinverfügung nicht, 
solange kein positives Testergebnis vorliegt.
Darüber hinaus ist unabdingbar, dass sich Personen mit einem positiven 
Testergebnis unverzüglich nach Kenntniserlangung absondern müssen. 
Die Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 kann auch durch 
asymptomatische Personen übertragen werden. Liegt ein positives 
Testergebnis vor, bestehen dringende Anhaltspunkte für eine Infektion. 
Hierbei kommt es nicht darauf an, wo und aus welchem Anlass die 
Testung vorgenommen wurde. Damit die positiv getestete Person sich 
unverzüglich absondern kann, informiert die das Testergebnis bekannt-
gebende Stelle bzw. Person auch über die Pflicht zur Absonderung.
Personen, die mittels eines Antigentests positiv getestet wurden, müs-
sen eine bestätigende Testung mit einem Nukleinsäurenachweis (z. B. 
PCR-Test) durchführen, um potenzielle falsch-positive Testergebnisse 
auszuschließen. Wenn der PCR-Test negativ ausfällt, endet die Pflicht 
zur Absonderung für die Person. Der Nachweis über das negative 
Testergebnis ist für einen Zeitraum von acht Wochen aufzubewahren 
und auf Verlangen vorzuzeigen.
Die positiv getestete Person ist angehalten, den PCR-Testnachweis 

aufzubewahren. Bei Bedarf kann auf der Grundlage von § 22 Absatz 6 
des Infektionsschutzgesetzes in Apotheken ein COVID-19-Genesenen-
zertifikat erstellt werden. Der PCR-Testnachweis muss bei der Bean-
tragung von Entschädigungsleistungen aufgrund von Verdienstausfall 
eingereicht werden. Personen, die die Corona-Warn-App nutzen, wird 
dringend empfohlen, das positive Testergebnis dort zu teilen. Die 
Nutzung der Corona-Warn-App ist freiwillig, insofern ist hier lediglich 
ein Appell und keine rechtlich verpflichtende Anordnung möglich. 
Zu Nr. 3:
Um die notwendigen Maßnahmen der Absonderung erfüllen zu können, 
ist es von entscheidender Bedeutung, dass die betroffenen Personen 
Kenntnis ihrer Pflichten erlangen.
Zur digitalen Bearbeitung von Infektionsmeldungen, ist die entspre-
chende Übermittlung der Meldungen notwendig. Zudem bedarf es 
der Mitteilung der Mobiltelefonnummer und die E-Mail-Adresse als 
weitere Kontaktdaten gemäß § 9 IfSG.
Zu Nr. 5.:
Mit den Regelungen wird erreicht, dass eine notwendige medizinische 
Behandlung oder ein Rettungstransport möglich ist. Gleichzeitig wird 
aber auch ein ausreichender Schutz Dritter vor einer Infektion sicher-
gestellt. Außerdem ist es erforderlich, dass auch minderjährige Ver-
dachtspersonen bzw. solche, die eine Betreuerin bzw. einen Betreuer 
haben, unter die Regelungen zur Absonderung fallen. Die in diesem 
Fall verantwortliche Person muss festgelegt werden.
Ist die Arbeitsfähigkeit in der Pflege, der medizinischen Versorgung, 
der Eingliederungshilfe oder Unternehmen der kritischen Infrastruktur 
trotz Ausschöpfung aller organisatorischen Möglichkeiten gefährdet, 
können asymptomatische positiv getestete Personen die berufliche 
Tätigkeit unter Beachtung von Auflagen zur Einhaltung der Infek-
tionshygiene ausüben („Arbeitsquarantäne“). Die Unterbrechung der 
Absonderung gilt ausschließlich für die Ausübung der Tätigkeit. Das 
zuständige Gesundheitsamt ist über die Einsatzdauer der abgesonderten 
Person unverzüglich zu informieren. Mit dieser Regelung kann auf den 
Bedarf bei akutem Personalmangel reagiert werden. 
Vor der Aufnahme der regulären Tätigkeit in dem Bereich der Pflege, 
der medizinischen Versorgung oder der Eingliederungshilfe gilt, dass 
hier ein besonderer Schutz für die vulnerablen Personengruppen sicher-
gestellt wird. Dies lässt sich mit einem negativen Testnachweis belegen.
Zu Nr. 6.:
Die Absonderung der Verdachtsperson endet mit dem Vorliegen eines 
negativen Testergebnisses (PCR-Test). Bei positivem Ergebnis des 
PCR-Test muss die Absonderung gemäß den Regelungen für positiv 
getestete Personen fortgesetzt werden. 
Bei positiv getesteten Personen endet die Absonderung grundsätzlich 
nach 5 Tagen, wenn am Ende der Frist in den letzten 48 Stunden keine 
Symptome auftraten. 
Zur Beendigung der maximalen Absonderungszeit von 10 Tagen, 
selbst bei bestehender Symptomatik, ist kein Testnachweis erforder-
lich. Für die Berechnung der Absonderungszeit ist als Beginn der Tag 
zu Grunde legen, an dem der Test durchgeführt wurde. Dies ist der 
erste Testnachweis des Erregers (Antigenschnelltest oder PCR-Test). 
Abweichend davon kann bei vorher bestehender Symptomatik und 
eigenständiger Absonderung für den Beginn zwei Tage vor der Test-
abnahme zurückgerechnet werden. Ab dem Tag nach dem Beginn 
wird gezählt bis die Anzahl an Tagen der Absonderungszeit erreicht 
ist (volle Tage). Das heißt beispielsweise, der Testtag ist Montag, der 
erste volle Tag ist der Dienstag und die Absonderung endet mit Ablauf 
des Samstags. Falls vorher schon Symptome aufgetreten sind, kann 
der Beginn der Absonderungszeit um maximal zwei Tage vorverlegt 
werden, d. h. der erste volle Tag wäre der Sonntag vor dem Test. Die 
Absonderung endet mit Ablauf des Donnerstags.
Besteht der Verdacht oder der Nachweis, dass die betroffene Person 
weiterhin SARS-CoV-2- positiv und infektiös ist, kann die Absonderung 
verlängert werden. Aus Gründen der Verhältnismäßigkeit ist die Ver-
längerung der Absonderung auf weitere fünf Tage beschränkt. Hier gilt 
es bei besonderen Patientengruppen, wie z. B. immunsupprimierten 
Personen, eine dauerhafte Absonderung zu vermeiden. 
Zu Nr. 7:
Eine Zuwiderhandlung gegen diese Allgemeinverfügung kann nach 
§  73 Abs. 1a Nr. 6 i.V.m. Abs. 2 IfSG als Ordnungswidrigkeit mit 
einer Geldbuße bis zu 25.000 EUR geahndet werden. Wird die Zu-
widerhandlung vorsätzlich begangen und dadurch die Coronavirus-
Krankheit-2019 (COVID-19) verbreitet, kann dies gemäß § 74 IfSG als 
Straftat geahndet werden.
Zu Nr. 8:
Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten sowie die Befristung der Allge-
meinverfügung. Die Allgemeinverfügung gilt zunächst vom 30.05.2022 
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bis zum 26.06.2022 und ist gemäß § 28 Abs. 3 IfSG in Verbindung mit 
§ 16 Abs. 8 IfSG kraft Gesetzes sofort vollziehbar.
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig in 
04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, Sitzanschrift (Besucheranschrift: 
Gesundheitsamt, Friedrich-Ebert-Straße 19a, 04109 Leipzig) Widerspruch 
eingelegt werden. Der Widerspruch kann auch in elektronischer Form ge-
mäß  § 3a Abs. 2 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) eingelegt werden. 
Hierfür stehen folgende Möglichkeiten zur Verfügung:
1.	 Der Widerspruch kann unter rechtsamt@leipzig.de durch E-Mail mit 

qualifizierter elektronischer Signatur gemäß § 3a Abs. 2 S. 2, 3 VwVfG 
erhoben werden.

2.	 Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch De-
Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung gemäß  
§ 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Hinweise:
Diese Allgemeinverfügung wird gemäß § 1 Sächsisches Verwaltungsver-
fahrens- und Verwaltungszustellungsgesetz (SächsVwVfZG) i. V. m. § 41 

Abs. 3 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) öffentlich bekannt gegeben, 
da eine Bekanntgabe an die Beteiligten aufgrund der Sachlage untunlich 
ist. Die öffentliche Bekanntgabe erfolgt gemäß §§ 1 SächsVwVfZG, 41 Abs. 
4 VwVfG i. V. m. §§ 1 und 2 der Satzung der Stadt Leipzig über die Form 
der öffentlichen Bekanntmachung und der ortsüblichen Bekanntgabe 
(Bekanntmachungssatzung) vom 24.03.2021 durch die öffentliche Bekannt-
machung dieser Allgemeinverfügung in der elektronischen Ausgabe 
des Amtsblattes der Stadt Leipzig auf der Internetseite der Stadt Leipzig 
unter https://www.leipzig.de/amtsblatt. Jedermann kann unentgeltlich 
Ausdrucke des elektronischen Amtsblattes der Stadt Leipzig während der 
allgemeinen Öffnungszeiten erhalten oder in öffentlichen Einrichtungen 
der Stadt Leipzig auf die Publikation zugreifen. Ferner besteht die Möglich-
keit der Zusendung von Ausdrucken gegen Kostenersatz des Versandes.
Diese Allgemeinverfügung gilt gemäß § 41 Abs. 4 Satz 4 VwVfG i. V. m. 
§ 2 Abs. 2 der Bekanntmachungssatzung am Tag nach der ortsüblichen 
Bekanntmachung als bekannt gegeben. ■

Leipzig, den 28.05.2022
Burkhard Jung

Oberbürgermeister

mailto:rechtsamt%40leipzig.de?subject=
mailto:info%40leipzig.de-mail.de?subject=
https://www.leipzig.de/amtsblatt
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  

Baugenehmigung für das Vorhaben: „Errichtung einer Balkonanlage, 
Steinstraße 31“, Leipzig, Gemarkung Leipzig, Flurstück 3111

chen 63-2022-002646-VV-63.41-GKA einen Bescheid mit folgendem 
verfügenden Teil erlassen:

(1)	Die Baugenehmigung für das Vorhaben: „Errichtung einer Balkon-
anlage, Steinstraße 31“, Leipzig, Gemarkung Leipzig, Flurstück 
3111, im Genehmigungsverfahren nach § 63 Sächsische Bauordnung 
(Vereinfachtes Verfahren) ist erteilt.

(2)	Mit der Baugenehmigung werden keine Abweichungen, Ausnahmen 
und Befreiungen zugelassen 

(3)	Die Baugenehmigung enthält Bedingungen, Auflagen.
(4)	Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung 

aufgeführten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bauvor-
lagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Sitzanschrift 
in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Prager 
Straße 118-120, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. Der 
Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemäß § 3a Abs. 2 Ver-
waltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. Hierfür stehen folgende 
Möglichkeiten zur Verfügung:
1.	 Der Widerspruch kann unter abd@leipzig.de durch E-Mail oder 

über das besondere Behördenpostfach Stadt Leipzig – Allgemeiner 
Posteingang jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur gemäß 
§ 3a Abs. 2 S. 2,3 VwVfG erhoben werden.

2.	 Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch 
De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
gemäß § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:
- 	 Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-

barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO 
wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die Bau-
genehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; 
§ 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

- 	 Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

- 	 Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können im 
Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches 
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer: 
0341 / 1 23-52 43 gebeten. ■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)

Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:
Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig hat 
als untere Bauaufsichtsbehörde am 13.05.2022 unter dem Aktenzei-

mailto:abd%40leipzig.de?subject=
mailto:info%40leipzig.de-mail.de?subject=
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Verlängerung einer  

Baugenehmigung für das Vorhaben: „Errichtung eines Bürogebäudes 
mit Verkaufsfläche im Erdgeschoss und Tiefgarage“ auf dem  

Grundstück Eutritzscher Straße 12, Wilhelm-Liebknecht-Platz 7,  
Leipzig, Gemarkung Leipzig, Flurstücke 2717n, 2717p

(1)	Die Geltungsdauer der Baugenehmigung vom 02.04.2019 (Akten-
zeichen: 63-2018-013807-VV-63.20-KKR) für das o.  g. Vorhaben 
„Errichtung eines Bürogebäudes mit Verkaufsfläche im Erdgeschoss 
und Tiefgarage“ auf dem Grundstück Eutritzscher Straße 12, Wil-
helm-Liebknecht-Platz 7, Leipzig, Gemarkung Leipzig, Flurstücke 
2717n, 2717p wird gemäß §  73 Abs. 2 Sächsische Bauordnung 
(SächsBO) bis zum 02.04.2024 verlängert.

(2)	Die verlängerte Baugenehmigung vom 02.04.2019 enthält Bedin-
gungen und Auflagen.

(3)	Bestandteile der verlängerten Baugenehmigung vom 02.04.2019 sind 
die darin aufgeführten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten 
Bauvorlagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Sitzanschrift 
in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Prager 
Straße 118-120, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. Der 
Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemäß § 3a Abs. 2 Ver-
waltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. Hierfür stehen folgende 
Möglichkeiten zur Verfügung:
1.	 Der Widerspruch kann unter abd@leipzig.de durch E-Mail oder 

über das besondere Behördenpostfach Stadt Leipzig – Allgemeiner 
Posteingang jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur gemäß 
§ 3a Abs. 2 S. 2,3 VwVfG erhoben werden.

2.	 Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch 
De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
gemäß § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:
- 	 Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-

barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO 
wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die Bau-
genehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; 
§ 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

- 	 Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

- 	 Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können im 
Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches 
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer: 
0341/1 23-89 08 gebeten. ■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)

Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:
Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig hat 
als untere Bauaufsichtsbehörde am 16.05.2022 unter dem Aktenzei-
chen 63-2018-013807-VV-63.20-NIW einen Bescheid mit folgendem 
verfügenden Teil erlassen:
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  

Baugenehmigung für das Vorhaben: „Bürocenter Löhrstraße 2-6  
‚Fürstenhof‘ – Umbau und Teilumnutzung, Löhrstraße 2, 4, 6“,  

Leipzig, Gemarkung Leipzig, Flurstücke 1985/2, 1986/2, 1986/3,  
1986/5, 1986/8, 4963, 4964, 4328/2, 4377/8

zeichen 63-2020-011090-SB-63.20-MIS einen Bescheid mit folgendem 
verfügenden Teil erlassen:

(1)	Die Baugenehmigung für das Vorhaben: „Bürocenter Löhrstraße 
2-6 „Fürstenhof“ – Umbau und Teilumnutzung, Löhrstraße 2, 4, 6“, 
Leipzig, Gemarkung Leipzig, Flurstücke 1985/2, 1986/2, 1986/3, 
1986/5, 1986/8, 4963, 4964, 4328/2, 4377/8, im Genehmigungsver-
fahren nach § 64 Sächsische Bauordnung (Sonderbau) ist erteilt.

(2)	Die Baugenehmigung enthält Bedingungen und Auflagen.
(3)	Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung 

aufgeführten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bauvor-
lagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Sitzanschrift 
in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Prager 
Straße 118-120, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. Der 
Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemäß § 3a Abs. 2 Ver-
waltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. Hierfür stehen folgende 
Möglichkeiten zur Verfügung:
1.	 Der Widerspruch kann unter abd@leipzig.de durch E-Mail oder 

über das besondere Behördenpostfach Stadt Leipzig – Allgemeiner 
Posteingang jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur gemäß 
§ 3a Abs. 2 S. 2,3 VwVfG erhoben werden.

2.	 Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch 
De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
gemäß § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:
- 	 Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-

barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO 
wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die Bau-
genehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; 
§ 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

- 	 Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

-	  Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können im 
Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches 
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer: 
0341/1 23-51 88 gebeten. ■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)

Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:
Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig hat 
als untere Bauaufsichtsbehörde am 17.05.2022 unter dem Akten-
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  

Baugenehmigung für das Vorhaben: „Einbau einer Dachloggia in  
eine vorhandene, bereits ausgebaute Dachgeschosswohnung,  

geringe Grundrissänderung ohne statische Eingriffe, Dinterstraße 30“, 
Leipzig, Gemarkung Gohlis, Flurstück 1007

chen 63-2022-002609-VV-63.30-HAU einen Bescheid mit folgendem 
verfügenden Teil erlassen:

(1)	Die Baugenehmigung für das Vorhaben: „Einbau einer Dachloggia 
in eine vorhandene, bereits ausgebaute Dachgeschosswohnung, ge-
ringe Grundrissänderung ohne statische Eingriffe, Dinterstraße 30“, 
Leipzig, Gemarkung Gohlis, Flurstück 1007,im Genehmigungsver-
fahren nach § 63 Sächsische Bauordnung (Vereinfachtes Verfahren) 
ist erteilt.

(2)	Die Baugenehmigung enthält Auflagen. 
(3)	Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung 

aufgeführten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bauvor-
lagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Sitzanschrift 
in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Prager 
Straße 118-120, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. Der 
Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemäß § 3a Abs. 2 Ver-
waltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. Hierfür stehen folgende 
Möglichkeiten zur Verfügung:
1.	 Der Widerspruch kann unter abd@leipzig.de durch E-Mail oder 

über das besondere Behördenpostfach Stadt Leipzig – Allgemeiner 
Posteingang jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur gemäß 
§ 3a Abs. 2 S. 2,3 VwVfG erhoben werden.

2.	 Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch 
De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
gemäß § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:
- 	 Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-

barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO 
wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die Bau-
genehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; 
§ 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

- 	 Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

- 	 Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können im 
Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches 
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer: 
0341/1 23-52 37 gebeten. ■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)

Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:
Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig hat 
als untere Bauaufsichtsbehörde am 18.05.2022 unter dem Aktenzei-
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  

Baugenehmigung für das Vorhaben: „Ausbau des Dachgeschosses in einem  
denkmalgeschützten Mehrfamilienhaus zu einer Wohnung mit Errichtung einer 

hofseitigen Loggia, Errichtung von 4 Gauben straßenseitig,  
Anhebung des Treppenhauserkerdaches zur Gewährleistung der Durchgangshöhe, 

Merseburger Straße 38b“, Leipzig, Gemarkung Lindenau, Flurstück 161/s

schosses in einem denkmalgeschützten Mehrfamilienhaus zu einer 
Wohnung mit Errichtung einer hofseitigen Loggia, Errichtung von 4 
Gauben straßenseitig, Anhebung des Treppenhauserkerdaches zur 
Gewährleistung der Durchgangshöhe, Merseburger Straße 38b“, 
Leipzig, Gemarkung Lindenau, Flurstück 161/s, im Genehmi-
gungsverfahren nach § 63 Sächsische Bauordnung (Vereinfachtes 
Verfahren) ist erteilt.

(2)	Mit der Baugenehmigung werden folgende Abweichungen zu-
gelassen:
a)	 Abweichung gemäß § 67 Abs. 1 SächsBO von den Anforderungen 

aus § 50 (1) SächsBO – barrierefreies Bauen
(3)	Die Baugenehmigung enthält Bedingungen und Auflagen. 
(4)	Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung 

aufgeführten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bauvor-
lagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Sitzanschrift 
in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Prager 
Straße 118-120, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. Der 
Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemäß § 3a Abs. 2 Ver-
waltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. Hierfür stehen folgende 
Möglichkeiten zur Verfügung:
1.	 Der Widerspruch kann unter abd@leipzig.de durch E-Mail oder 

über das besondere Behördenpostfach Stadt Leipzig – Allgemeiner 
Posteingang jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur gemäß 
§ 3a Abs. 2 S. 2,3 VwVfG erhoben werden.

2.	 Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch 
De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
gemäß § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:
-	  Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-

barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO 
wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die Bau-
genehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; 
§ 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

- 	 Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

- 	 Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können im 
Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches 
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer: 
0341/1 23-89 25 gebeten. ■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)

Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:
Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig hat 
als untere Bauaufsichtsbehörde am 18.05.2022 unter dem Aktenzei-
chen 63-2022-000130-VV-63.40-HWI einen Bescheid mit folgendem 
verfügenden Teil erlassen:

(1)	Die Baugenehmigung für das Vorhaben: „Ausbau des Dachge-
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  

Baugenehmigung für das Vorhaben: „Umbau einer bestehenden  
Gewerbeeinheit in eine Wohneinheit im Wohn- und Geschäftshaus, 

Prellerstraße 32“, Leipzig; Gemarkung Gohlis, Flurstück 421/h
63-2021-015280-VV-63.30-JBO einen Bescheid mit folgendem verfü-
genden Teil erlassen:

(1)	Die Baugenehmigung für das Vorhaben: „Umbau einer bestehenden 
Gewerbeeinheit in eine Wohneinheit im Wohn- und Geschäftshaus, 
Prellerstraße 32“, Leipzig; Gemarkung Gohlis, Flurstück 421/h im 
Genehmigungsverfahren nach § 63 Sächsische Bauordnung (Ver-
einfachtes Verfahren) ist erteilt.

(2)	Die Baugenehmigung enthält Bedingungen, Auflagen und Auf-
lagenvorbehalte. 

(3)	Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung 
aufgeführten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bauvor-
lagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Sitzanschrift 
in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Prager 
Straße 118-120, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. Der 
Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemäß § 3a Abs. 2 Ver-
waltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. Hierfür stehen folgende 
Möglichkeiten zur Verfügung:
1.	 Der Widerspruch kann unter_abd@leipzig.de durch E-Mail oder 

über das besondere Behördenpostfach Stadt Leipzig – Allgemeiner 
Posteingang jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur gemäß 
§ 3a Abs. 2 S. 2,3 VwVfG erhoben werden.

2.	 Der Widerspruch kann auch unter_info@leipzig.de-mail.de durch 
De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
gemäß § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:
- 	 Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-

barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO 
wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die Bau-
genehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; 
§ 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

- 	 Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

- 	 Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können im 
Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches 
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer: 
0341/1 23-52 40 gebeten. ■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)

Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, 
S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgendes bekannt gemacht:
Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig 
hat als untere Bauaufsichtsbehörde am  unter dem Aktenzeichen 
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  

Baugenehmigung für das Vorhaben: „Balkonanlagen nach Abriß  
der vorhandenen maroden Holzbalkone gleicher Abmessung,  

William-Zipperer-Straße 51“, Leipzig, Gemarkung Lindenau, Flurstück 931
chen 63-2022-002980-VV-63.40-HWI einen Bescheid mit folgendem 
verfügenden Teil erlassen:

(1)	Die Baugenehmigung für das Vorhaben: „Balkonanlagen nach Abriß 
der vorhandenen maroden Holzbalkone gleicher Abmessung, Wil-
liam-Zipperer-Straße 51“, Leipzig, Gemarkung Lindenau, Flurstück 
931, im Genehmigungsverfahren nach § 63 Sächsische Bauordnung 
(Vereinfachtes Verfahren) ist erteilt.

(2)	Die Baugenehmigung enthält Bedingungen und Auflagen.
(3)	Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung 

aufgeführten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bauvor-
lagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Sitzanschrift 
in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Prager 
Straße 118-120, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. Der 
Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemäß § 3a Abs. 2 Ver-
waltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. Hierfür stehen folgende 
Möglichkeiten zur Verfügung:
1.	 Der Widerspruch kann unter abd@leipzig.de durch E-Mail oder 

über das besondere Behördenpostfach Stadt Leipzig – Allgemeiner 
Posteingang jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur gemäß 
§ 3a Abs. 2 S. 2,3 VwVfG erhoben werden.

2.	 Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch 
De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
gemäß § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:
- 	 Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-

barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO 
wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die Bau-
genehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; 
§ 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

- 	 Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

- 	 Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können im 
Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches 
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer: 
0341/1 23-89 25 gebeten. ■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)

Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:
Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig hat 
als untere Bauaufsichtsbehörde am 20.05.2022 unter dem Aktenzei-
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  

Baugenehmigung für das Vorhaben: „Werk 2 – Brandschutzmaßnah-
men (Gebäude 1, 2, 3, 9, 10 und Heizhaus, Halle A und Halle 5) sowie 
Kapazitätserweiterung Halle A auf max. 1200 Personen, Kochstraße 
132, Leipzig, Gemarkung Connewitz, Flurstücke 298/1,  298/3, 298/4, 

302/3, 302/4,  302/7, 303/3, 416/1, 416/3

Halle 5) sowie Kapazitätserweiterung Halle A auf max. 1200 Per-
sonen, Kochstraße 132, Leipzig, Gemarkung Connewitz, Flurstücke 
298/1,  298/3, 298/4, 302/3, 302/4,  302/7, 303/3, 416/1, 416/3, 
im Genehmigungsverfahren nach §  64 Sächsische Bauordnung 
(Sonderbau) ist erteilt.

(2)	Mit der Baugenehmigung werden folgende Abweichungen zu-
gelassen:
- 	 Abweichung gemäß § 67 Abs. 1 SächsBO von den Anforderungen 

aus § 49 SächsBO dahingehend, dass mobile Fahrradabstellan-
lagen aufgestellt werden,

- 	 Abweichung gemäß § 67 Abs. 1 SächsBO von den Anforderungen 
aus § 50 SächsBO dahingehend, dass die oberen Etagen nicht 
barrierefrei hergestellt werden

(3)	Die Baugenehmigung enthält Bedingungen, Auflagen und Auf-
lagenvorbehalte.

(4)	Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung 
aufgeführten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bauvor-
lagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Sitzanschrift 
in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Prager 
Straße 118-120, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. Der 
Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemäß § 3a Abs. 2 Ver-
waltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. Hierfür stehen folgende 
Möglichkeiten zur Verfügung:
1.	 Der Widerspruch kann unter abd@leipzig.de durch E-Mail oder 

über das besondere Behördenpostfach Stadt Leipzig – Allgemeiner 
Posteingang jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur gemäß 
§ 3a Abs. 2 S. 2,3 VwVfG erhoben werden.

2.	 Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch 
De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
gemäß § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:
- 	 Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-

barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO 
wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die Bau-
genehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; 
§ 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

- 	 Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

- 	 Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können im 
Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches 
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer: 
0341/1 23-51 94 gebeten. ■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)













































































































































































































































































































































































































































































30

48

29

12
2

12
4

22a

22b

HsNr. 1a

14

26
b

20

42

1

49

31

30

41

41a

7

3

41b

14 10

12
6

13
2

15
4

13
0

13
4

34

18

38
a

39

11

30a

2

6

40

37
35

33

51

28

13
6

2

8

12
8

169

46

39

26

28

44

53

10

18

12

16

13
8

38

167

4

32

39

22

12

6

34

24

HsNr. 3

26
c

165

8

157

4

9

30b

47

1

37

5

Selneckerstraße

W
indscheidstraße

Arno-Nitzsche-Straße

W
olfgang-H

einze-Straße

Selneckerstraße

!
!

!
!

!
!

!
!

!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!

!
!

!
!

!

!
!

!
!

!
!

!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!

!
!

!
!

!

!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!

!
!

!
!

!

!
!

!
!

!
!

!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!

!

!
!

!
!

!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!

!
!

!
!

!

!
!

!
!

!
!

!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!

!
!

!

!
!

!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!

!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!

!
!

!
!

!

!
!

!
!

!
!

!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!

!

!
!

!
!

!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!

!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!

!
!

!
!

!
!

!
!

!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!

!
!

!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!

!
!

!
!

!
!

!
!

!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!

!
!

!
!

!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!

!
!

!
!

!
!

!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!

!
!

!
!

!
!

!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!

!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!

!
!

!
!

!
!

!
!

!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!

!
!

!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!

!
!

!
!

!
!

!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!

!
!

!
!

!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

!
!

441/h

595

294/b

296

11

441/f

441/r

442

13

442
14

417

309

442

1

2

296/f

301
3

297/c 298
3

2
293

294

1/b

459/b

441/n

441/e

3

304

4

296/h

308/a
309/d

293

442

442
442

1

8

598

309

309/f

309/e

594 593

309/b

1
298

4
300

303/5

298/4

7

453

302

416 453/d3

300
416

453

3
441 297/b

441/g

2

6

c

290/f

592

4

302/6

302

294/a

b
453

305

311

312/a

452/5

452

6

1

453

6

441

441/p

297

1

301

303

296

1

302/3

5
4

302

453

4

15
442

596

306

312

303/6

299

5
1

2
416

10

12

16

296/i

296/g

296/a

296/d

301

309/a

296
7

311/a

310

452

c

453/a

11

1/a

291
292

453/e

301

453/f

310/a

1521

297/a

312

441/i

11

441/f

442

442

417
1

309

442

1

2

296/f

312

441/e

309/d

3
303

441/r

13
442 7

305

301
1

442

297/b

12

596

301

442

3

296
8

c

297/a

309

2

3
4

300297

4
302

416298/4

453

302/6

416
3

2

309/e

309/f

416

452

4

6

452

302

452/5

297/c
300

312/a

441/g

441

302/3

299

11

3

15
442

298
302

303/6

5

1

16

14

301

309/a

5

293 2
1

293

294

453
b

304

594

595

309/b

441/p

c
453

453/f

4
441

296/h

598

308/a

306

291
292

296
7 6

296

1/b

298
1

459/b

1/a

441/n

4
301

453
10

593

311/a

296/i

296/g

296/a

296/d

294/a

453/d

1
312

310/a

311

294/b

441/h

592

1521290/f

6
453

453/e

310

303/5

453/a

441/i

416/4

K
ochstraße

Karl-Liebknecht-Straße

538

33
316616

5687454

5687736 33
316952

Kreisfreie Stadt Leipzig
Burgplatz 1
04109 Leipzig

Flurstück:
Gemarkung: Connewitz (0404)

303/3
Erstellt am 20.09.2021

Gemeinde: Stadt Leipzig
Kreis: Kreisfreie Stadt Leipzig

Liegenschaftskarte 1:1000 mit
Katasternachweis nach § 12 Abs. 2
SächsVermKatGDVO

Liegenschaftskataster
Auszug aus demVermessungsverwaltung des Freistaates Sachsen1:1000Maßstab Meter0 10 20 30

Benutzung nach Maßgabe § 4 der Durchführungsverordnung zum Sächsischen Vermessungs- und Katastergesetz
Der Auszug aus dem Liegenschaftskataster ist zur Entnahme von Maßen, insbesondere von Grenzmaßen oder Grenzabständen nicht geeignet.

Gefertigt durch: Kreisfreie Stadt Leipzig, Burgplatz 1, 04109 Leipzig

Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:
Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig hat 
als untere Bauaufsichtsbehörde am 16.05.2022 unter dem Aktenzei-
chen 63-2021-015031-SB-63.22-ATH einen Bescheid mit folgendem 
verfügenden Teil erlassen:

(1)	Die Baugenehmigung für das Vorhaben: „Werk 2 – Brandschutz-
maßnahmen (Gebäude 1, 2, 3, 9, 10 und Heizhaus, Halle A und 
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  

Baugenehmigung für das Vorhaben: „Ausbau DG zu 2 WE, Umbau DG 
(WE 14) zur Sicherstellung 2. RW, Umbau 3. OG (WE 10 + 11) zur  

Sicherstellung 2. RW, Schönefelder Straße 61, Leipzig,  
Gemarkung Eutritzsch, Flurstück 306/e

(1)	Die Baugenehmigung für das Vorhaben: „Ausbau DG zu 2 WE, 
Umbau DG (WE 14) zur Sicherstellung 2. RW, Umbau 3. OG (WE 
10 + 11) zur Sicherstellung 2. RW, Schönefelder Straße 61, Leipzig, 
Gemarkung Eutritzsch, Flurstück 306/e, im Genehmigungsver-
fahren nach § 63 Sächsische Bauordnung (Vereinfachtes Verfahren) 
ist erteilt.

(2)	Die Baugenehmigung enthält Bedingungen und Auflagen.
(3)	Mit der Baugenehmigung wird folgende Abweichung zugelassen: 

Abweichung gemäß § 67 Abs. 1 SächsBO von den Anforderungen 
aus § 50 Abs. 1 SächsBO (Barrieresfreies Bauen).

(4)	Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung 
aufgeführten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bauvor-
lagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Sitzanschrift 
in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Prager 
Straße 118-120, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. Der 
Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemäß § 3a Abs. 2 Ver-
waltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. Hierfür stehen folgende 
Möglichkeiten zur Verfügung:
1.	 Der Widerspruch kann unter abd@leipzig.de durch E-Mail oder 

über das besondere Behördenpostfach Stadt Leipzig – Allgemeiner 
Posteingang jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur gemäß 
§ 3a Abs. 2 S. 2,3 VwVfG erhoben werden.

2.	 Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch 
De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
gemäß § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:
- 	 Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-

barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO 
wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die Bau-
genehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; 
§ 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

- 	 Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

- 	 Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können im 
Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches 
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer: 
0341/1 23-52 46 gebeten. ■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)

Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:
Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig hat 
als untere Bauaufsichtsbehörde am 20.05.2022 unter dem Aktenzei-
chen 63-2022-003344-VV-63.30-KSC einen Bescheid mit folgendem 
verfügenden Teil erlassen:
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  

Baugenehmigung für das Vorhaben: „Veranstaltung im Atrium auf 4 
Ebenen (EG, 1. OG, 2. OG, 3. OG) mit ca. 1000 Personen Braunstraße 7“, 

Leipzig Gemarkung Schönefeld, Flurstück 751
chen 63-2020-001756-SB-63.40-ASC einen Bescheid mit folgendem 
verfügenden Teil erlassen:

(1)	Die Baugenehmigung für das Vorhaben: „Veranstaltung im At-
rium auf 4 Ebenen (EG, 1. OG, 2. OG, 3. OG) mit ca. 1000 Personen 
Braunstraße 7“, Leipzig Gemarkung Schönefeld, Flurstück 751, im 
Genehmigungsverfahren nach § 64 Sächsische Bauordnung (Son-
derbau) ist erteilt.

(2) Die Baugenehmigung enthält Auflagen. 
(3) Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung 

aufgeführten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bau-
vorlagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Sitzanschrift 
in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Prager 
Straße 118-120, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. Der 
Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemäß § 3a Abs. 2 Ver-
waltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. Hierfür stehen folgende 
Möglichkeiten zur Verfügung:
1.	 Der Widerspruch kann unter abd@leipzig.de durch E-Mail oder 

über das besondere Behördenpostfach Stadt Leipzig – Allgemeiner 
Posteingang jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur gemäß 
§ 3a Abs. 2 S. 2,3 VwVfG erhoben werden.

2.	 Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch 
De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
gemäß § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:
- 	 Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-

barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO 
wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die Bau-
genehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; 
§ 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

- 	 Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

- 	 Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können im 
Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches 
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer: 
0341/1 23-89 23 gebeten. ■

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)

Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:

Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig hat 
als untere Bauaufsichtsbehörde am 26.02.2021 unter dem Aktenzei-
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